
  Oberhirtliches 
  Verordnungsblatt 
  Amtsblatt für das Bistum Speyer 

Herausgegeben und verlegt vom Bischöflichen Ordinariat Speyer 
 

118. Jahrgang  Nr. 8 01.09.2025 

 

 INHALT 

Nr.   Seite 

Die deutschen Bischöfe  

50 Aufruf der deutschen Bischöfe zum Weltmissionssonntag 2025 158 
 

Der Bischof von Speyer  

51 Gesetz über die Verwaltung und Vertretung des Kirchenvermögens im Bistum Speyer 

(Kirchenvermögensverwaltungsgesetz – KVVG) 161 

52 Ratifikation einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen dem Bistum Speyer               

und der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 172 

53 Beschlüsse der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission des DCV                  

vom 5. Juni 2025 176 

54 Beschlüsse der Regionalkommission Mitte vom 26. Juni 2025 213 

55 Profanierung der Kirche St. Chrodegang in Reichenbrunn 216 

56 Profanierung der Kirche Hl. Hildegard in Schmittweiler 217 

57 Profanierung der Kirche Herz Mariä in St. Ingbert 218 
 

Dienstnachrichten 219 

 

 

 

 

 

 

 



OVB Speyer 8/2025  158 

Die deutschen Bischöfe 

50 Aufruf der deutschen Bischöfe zum Weltmissionssonntag 2025 
 

Liebe Schwestern und Brüder, 
 

„Hoffnung lässt nicht zugrunde gehen“ (Röm 5,5) – mit diesem Leitwort greift der Sonntag der 

Weltmission am 26. Oktober das Motto des Heiligen Jahres auf. Die diesjährige Missio-Aktion lenkt 

dabei unseren Blick auf die Kirche in Myanmar und auf den Philippinen. In einer Welt, in der vieles um 

uns herum ins Wanken gerät, erinnern uns die Missio-Projektpartner in den beiden Ländern an die 

unerschütterliche Kraft christlicher Hoffnung. 
 

In Myanmar steht die Kirche an der Seite von Millionen Menschen, die vor Bürgerkrieg und 

Unterdrückung fliehen mussten. Mit ihrer sozialpastoralen Arbeit schenkt sie den Geflüchteten 

Hoffnung, auch wenn die Situation ausweglos erscheint. Auf den Philippinen kämpft die Kirche gegen 

Armut, Unrecht und Gewalt. Sie setzt sich für Menschenrechte und die Bewahrung der Schöpfung ein, 

leitet Schulen in Slums und geht an die Ränder der Gesellschaft. So wird die Kirche zur Stimme der 

Entrechteten, die unter menschenunwürdigen Bedingungen leben. 
 

Der Weltmissionssonntag am 26. Oktober steht für eine Welt, in der Hoffnung und Menschlichkeit 

stärker sind als Hass und Verzweiflung. Die Solidaritätskollekte ermöglicht konkrete Unterstützung von 

Menschen, die sich aus dem Glauben heraus für andere einsetzen – überall dort, wo Menschen Gefahr 

laufen, die Hoffnung auf eine lebenswerte Zukunft zu verlieren. Wir bitten Sie: Unterstützen Sie unsere 

Schwestern und Brüder durch Ihr Interesse, Ihr Gebet und eine großzügige Spende bei der Kollekte am 

kommenden Sonntag der Weltmission. Dafür danken wir Ihnen herzlich. 

 

Kloster Steinfeld, den 13. März 2025 Für das Bistum Speyer 

 

+ Dr. Karl-Heinz Wiesemann 

Bischof von Speyer 

 

 

Dieser Aufruf soll in den Amtsblättern veröffentlicht, am Sonntag, dem 19.10.2025, in allen 

Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen und den Gemeinden zudem in geeigneter anderer Weise 

bekannt gemacht werden. Die Kollekte am Weltmissionssonntag, dem 26.10.2025, ist ausschließlich für 

die Päpstlichen Missio-Werke in Aachen und München bestimmt. 
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Hinweise zur Durchführung der missio-Kampagne zum Sonntag der Weltmission am 

26. Oktober 2025 
 

Die Solidaritätsaktion zum Sonntag der Weltmission am 26. Oktober 2025 steht weltweit im 

Zeichen des Heiligen Jahres 2025. Das Leitmotiv der Aktion ist ein Vers aus dem Römerbrief: 

„Hoffnung lässt nicht zugrunde gehen.“ Papst Franziskus macht unmissverständlich klar, was 

der Auftrag der Kirche in einer Welt von Gewalt, Hass und Kriegen ist: „Die Zeichen der Zeit, 

[…], verlangen danach, in Zeichen der Hoffnung verwandelt zu werden.“ Auch in Deutschland 

stellen missio Aachen und missio München ihre gemeinsame Aktion unter das Motto des Heiligen 

Jahres.  

 

Das Plakat zum Sonntag der Weltmission 

2025: 

Das Plakat mit dem Leitwort „Hoffnung 

lässt nicht zugrunde gehen“ aus Röm 5,5 

zeigt einen Slumbewohner, der in einer 

extremen Form von Armut und sozialer 

Ungerechtigkeit lebt - leider bedrückende 

Realität von Millionen Menschen weltweit. 

Seine Habseligkeiten hat er auf einem 

selbstgebauten Floß verstaut, im 

Hintergrund sind Behausungen zu sehen, die 

aus Holzlatten und Wellblech 

zusammengezimmert wurden. 

Der Mann scheint diesen Gegebenheiten 

schutzlos ausgeliefert zu sein. Und doch gilt 

gerade ihm Gottes hoffnungsgebende 

Zusage, auf seiner Seite zu stehen. Das 

Wasser im Vordergrund lässt Assoziationen 

zum steigenden Meeresspiegel zu. Die 

Philippinen sind das am stärksten von 

Umweltkatastrophen bedrohte Land in 

Südostasien.  
 

Mit unserer Solidaritätsaktion lenken wir die Aufmerksamkeit auf die vielen kleinen und großen 

Hoffnungszeichen, die unsere Projektpartner und -partnerinnen mit ihrer Arbeit vor Ort setzen. Sie 

stellen sich konsequent an die Seite der Menschen, die ihrer am meisten bedürfen – und werden auch 

uns damit zu Vorbildern im Glauben. 

 

missio- Materialversand: 

Mit unserem Vorversand im Juli 2025 erhalten Sie von missio die von Ihnen abonnierten 

Pfarrbriefmäntel und Spendentüten samt unserem allgemeinen Material-Bestellschein. Anfang 

September geht dann der eigentliche Materialversand zur Gestaltung des Monats der Weltmission an 
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alle Pfarrgemeinden und Multiplikatoren. Dort finden Sie dann auch das Plakat, die Liturgischen Hilfen, 

sowie das Schwerpunktheft „Philippinen“ des missio Magazins 5/2025. Zeitgleich gehen dann auch die 

anderen von Ihnen im Abonnement bestellten Einzelmaterialien raus. 

 

 Wenn auch Sie bestimmte missio-Materialien in für Ihre Zwecke nötiger Anzahl vorab 

bestellen möchten, richten Sie doch bitte bei missio ein Abo ein – E-mail genügt! 

 Wenn Sie schon ein Abo haben, bitten wir Sie um kritische Durchsicht und ggf. Korrektur 

der Anzahl von Exemplaren, die Sie erhalten möchten.  

 Bitte machen Sie in Ihrem Pfarrbrief oder – in diesen Zeiten immer wichtiger – in Ihrem 

elektronischen Newsletter auf den Weltmissionssonntag aufmerksam! 

 Bitte hängen Sie das Plakat gut sichtbar im Schaukasten Ihrer Gemeinde aus! 

 Wenn Sie zukünftig mal einen Gast aus dem jeweiligen Beispielland zu sich in die Pfarrei 

oder Schule einladen wollen, melden Sie sich bitte bei Ihrem diözesanen MEF-/ Weltkirche-

Referat.  

 

Die missio-Kollekte am Sonntag der Weltmission 2025 

Die missio-Kollekte findet am Sonntag der Weltmission, dem 26. Oktober 2025, in allen 

Gottesdiensten (auch am Vorabend) statt. Bereits am Sonntag davor soll aber schon als Ankündigung 

das Wort der deutschen Bischöfe zum Sonntag der Weltmission verlesen werden. Sobald das Ergebnis 

der Kollekte vorliegt, geben Sie es bitte bald der Gemeinde in Ihrem Pfarrbrief oder elektronischen 

Newsletter mit herzlichem Dank bekannt. Auf ausdrücklichen Wunsch der Bischöfe soll die Kollekte 

zeitnah und ohne jeden Abzug von den Gemeinden über die Bistumskassen an missio weitergeleitet 

werden. Eine pfarrei-interne Verwendung der Kollektengelder, z.B. für eigene Partnerschaftsprojekte, 

ist nicht zulässig. missio ist den Spenderinnen und Spendern gegenüber rechenschaftspflichtig. Für den 

Fall, dass Sie Zuwendungsbescheinigungen ausstellen, hier unsere Adresse: missio, Internationales 

Kath. Missionswerk, Ludwig Missionsverein KdöR, Pettenkoferstr. 26-28, 80336 München. 

 

Alle missio-Materialien zum Download und weitere Informationen zum Engagement der Kirche 

auf den Philippinen finden Sie unter: www.missio.com bzw. direkt unter: 

www.weltmissionssonntag.de 

 

missio-Ansprechpartnerin für inhaltliche Fragen: 

Maike Telkamp, e-mail: m.telkamp@missio.de, 089/5162-257 oder  

 

Bestellungen an den missio-shop (wenn möglich bitte mit Ihrer Kundennummer): 

• Telefonisch: 089/51 62-620 

• Per E-Mail: info@missio-shop.de 

• Per Fax: 089/51 62-335 

 
 
 

http://www.missio.com/
http://www.weltmissionssonntag.de/


OVB Speyer 8/2025  161 

Der Bischof von Speyer 

51 Gesetz über die Verwaltung und Vertretung des Kirchenvermögens im Bistum 

Speyer (Kirchenvermögensverwaltungsgesetz – KVVG)1 

 

I. Kirchengemeinden 
 

§ 1 

Der Verwaltungsrat der Kirchengemeinden 

(1) In jeder Kirchengemeinde ist ein Verwaltungsrat zu bilden. Der Verwaltungsrat verwaltet das 

kirchliche Vermögen in der Kirchengemeinde. Er vertritt die Kirchengemeinde, deren Vermögen und 

die in der Kirchengemeinde belegenen Kirchenstiftungen und deren Vermögen sowie die weiteren 

kirchlichen Stiftungen, die der Verwaltung ortskirchlicher Organe unterstellt sind und deren Vermögen, 

sofern sie keinen eigenen Verwaltungsrat haben. 
 

(2) Die Rechte des Pfarreirates bleiben unberührt. 

 

§ 2 

Haushaltsplan und Jahresrechnung 

(1) Der Verwaltungsrat beschließt unter Berücksichtigung der vom Pfarreirat erarbeiteten pastoralen 

Richtlinien einen Haushaltsplan für jedes Haushaltsjahr. Dem Pfarreirat ist Gelegenheit zu geben, 

binnen einer angemessenen Frist zu dem Entwurf des Haushaltsplanes Stellung zu nehmen. 

Der Verwaltungsrat stellt weiterhin die Jahresrechnung fest. 
 

(2) Der Haushaltsplan ist nach Beschlussfassung durch den Verwaltungsrat für die Gemeindemitglieder 

nach ortsüblicher Bekanntmachung zwei Wochen lang öffentlich auszulegen. Sodann ist er dem 

Ortsordinarius zur Genehmigung vorzulegen. 
 

(3) Die Jahresrechnung ist nach Feststellung durch den Verwaltungsrat wie der Haushaltsplan öffentlich 

auszulegen. Sie ist anschließend dem Ortsordinarius zur Prüfung und Anerkennung vorzulegen. 
 

(4) Die Buchführung erfolgt durch eine Verwaltungsstelle, die der Ortsordinarius bestimmt. 

 

§ 3 

Zusammensetzung des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus: 

a) dem Pfarrer oder dem vom Ortsordinarius mit der Leitung der Vermögensverwaltung der 

Kirchengemeinde Beauftragten als Vorsitzendem und 

b) den von der Kirchengemeinde gewählten Mitgliedern. 

 

                                                      
1 Zur besseren Lesbarkeit werden durchgängig die männlichen Bezeichnungen verwendet; hiervon sind, soweit 

vorhanden, die weiblichen Bezeichnungen mitumfasst. 
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(2)  Der Verwaltungsrat wählt aus den gewählten Mitgliedern einen stellvertretenden Vorsitzenden, 

der den Vorsitzenden im Verhinderungsfall vertritt. 
 

(3) Die in der Kirchengemeinde hauptamtlich tätigen Kooperatoren, Kapläne, Diakone, Pastoral- und 

Gemeindereferenten sowie die in der Kirchengemeinde tätigen Diakone mit Zivilberuf und der 

Beauftragte des Pfarreirates, soweit sie nicht bereits Mitglieder des Verwaltungsrates sind, haben das 

Recht, beratend an den Sitzungen des Verwaltungsrates teilzunehmen. 
 

(4) Auf Wunsch des Pfarrers oder des gemäß Absatz 1 Buchstabe a Beauftragten nimmt der für die 

Pfarrei zuständige Mitarbeiter der Verwaltungsstelle beratend an den Sitzungen des Verwaltungsrates 

teil. 

 

§ 4 

Mitgliederzahl 

(1) Die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Verwaltungsrates richtet sich nach der Zahl der 

Wahlbezirke. Sie beträgt für jeden Wahlbezirk zwei Mitglieder. Sollten in der Kirchengemeinde 

weniger als vier Wahlbezirke bestehen, beträgt die Anzahl pro Wahlbezirk drei Mitglieder. Sollten mehr 

als sechs Wahlbezirke bestehen, beträgt die Anzahl pro Wahlbezirk nur ein Mitglied. Sollte in einer 

Kirchengemeinde nur ein Wahlbezirk bestehen, beträgt die Zahl der zu wählenden Mitglieder sechs. 
 

(2) Bei Wahlbezirken mit nur einem Mitglied im Verwaltungsrat ist derjenige Kandidat 

Abwesenheitsvertreter, der die zweitmeisten Stimmen auf sich vereinigen konnte. 
 

(3) Während der Amtsperiode ausscheidende Mitglieder des Verwaltungsrates werden durch die 

gewählten Ersatzmitglieder für den Rest der Amtszeit ersetzt. 
 

(4) Sofern während der Amtsperiode die Zahl der Mitglieder einschließlich der nachgerückten 

Ersatzmitglieder auf weniger als die Hälfte der nach der Wahlordnung vorgesehenen Mitglieder sinkt, 

kann der Ortsordinarius eine Neuwahl für die Kirchengemeinde oder einzelne Wahlbezirke anordnen. 
 

(5) Bei Gebietsveränderungen der Kirchengemeinden während der Amtsperiode kann der Ortsordinarius 

den Verwaltungsrat auflösen und Neuwahlen anordnen. 

 

§ 5 

Wahl 

(1) Die Wahl der Mitglieder erfolgt durch die Kirchengemeindemitglieder. Wahlberechtigt ist, wer bis 

zum Zeitpunkt der Wahl das 14. Lebensjahr vollendet hat und den Hauptwohnsitz in der 

Kirchengemeinde hat. 
 

(2) Wahlberechtigt sind auch Katholiken, die ihren Hauptwohnsitz nicht in der Kirchengemeinde, 

jedoch im Bistum Speyer haben, sofern sie sich im Wählerverzeichnis ihrer Wohnsitzkirchengemeinde 

aus- und in das Wählerverzeichnis ihrer Wahlkirchengemeinde eintragen haben lassen. 
 

(3) Die Wahl ist geheim. 
 

(4) Gewählt sind diejenigen Kandidaten, welche die meisten Stimmen erhalten. Bei Stimmengleichheit 

entscheidet das Los. 
 

(5) Der Ortsordinarius erlässt eine Wahlordnung. 
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(6) Die Namen der Gewählten sind unverzüglich dem Ortsordinarius mitzuteilen. 
 

(7) Der Pfarrer ruft den Verwaltungsrat innerhalb von drei Wochen nach der Wahl zu seiner 

konstituierenden Sitzung zusammen. 

 

§ 6 

Wählbarkeit 

(1) Wählbar ist jedes Gemeindemitglied, das 

a) seit mindestens drei Monaten seine Hauptwohnung in der Kirchengemeinde hat und 

b) nach staatlichem Recht volljährig ist. 
 

(2) Nicht wählbar ist, 

a) wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 

nicht besitzt, 

b) wer aufgrund gerichtlicher Anordnung in einer Anstalt untergebracht ist, 

c)  wer nach den Bestimmungen des staatlichen Rechtes aus der Kirche ausgetreten ist, 

d)  wer in einem Dienstverhältnis zur Kirchengemeinde steht, oder 

e)  wer im Dienste des Bistums steht und keine schriftliche Erlaubnis des Ortsordinarius hat. 

f)  wer durch den Ortsordinarius aus dem Verwaltungsrat entlassen wurde und dabei die Wählbarkeit 

entzogen bekam. 

Die Ausschlusstatbestände nach d) und e) gelten nicht für Aushilfskräfte, die weniger als drei Monate 

im Jahr beschäftigt sind. 

 

§ 7 

Amtszeit 

(1) Die Amtszeit der gewählten Mitglieder beträgt 4 Jahre. Sie endet mit dem Amtsantritt der 

Nachfolger. 
 

(2) Weigert sich ein Mitglied, sein Amt auszuüben, oder endet seine Mitgliedschaft vorzeitig, so tritt an 

seine Stelle das nächstfolgende gewählte Ersatzmitglied. 
 

(3) Findet die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates aus besonderem Anlass außerhalb des 

allgemeinen Wahltermins statt, dauert die Amtszeit aller Mitglieder nur bis zum Ende der Amtsperiode. 

Findet die Wahl innerhalb des letzten Jahres vor dem allgemeinen Wahltermin statt, gilt sie auch für die 

kommende Amtsperiode. 

 

§ 8 

Verlust des Amtes 

(1) Die Mitglieder verlieren ihr Amt, wenn sie nicht mehr wählbar sind oder die Wahl für ungültig 

erklärt wird. 
 

(2) Der Verwaltungsrat kann ein Mitglied aus wichtigem Grund, insbesondere wegen grober 

Pflichtwidrigkeit oder Ärgernis erregenden Lebenswandels aus dem Verwaltungsrat ausschließen. 

Zuvor muss das Mitglied gehört werden. Gegen die Entscheidung kann der Ortsordinarius angerufen 

werden. 
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(3) Der Ortsordinarius kann ein Mitglied aus wichtigem Grund, insbesondere wegen grober 

Pflichtwidrigkeit durch einen begründeten schriftlichen Bescheid entlassen und ihm zugleich die 

Wählbarkeit entziehen. Zuvor müssen das Mitglied und der übrige Verwaltungsrat gehört werden. 

 

§ 9 

Ehrenamt und Amtsverschwiegenheit 

(1) Die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat ist ein Ehrenamt. Es wird unentgeltlich ausgeübt. 
  

(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet in Personal-, Bau- 

und Grundstücksangelegenheiten; in anderen Angelegenheiten, wenn der Verwaltungsrat es beschließt 

oder wenn die Verschwiegenheit sich aus der Natur der Sache ergibt. Die Verschwiegenheitspflicht 

dauert über die Amtszeit hinaus fort. Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit gilt auch für andere 

teilnehmende Personen; sie sind vom Vorsitzenden darauf hinzuweisen. 

 

§ 10 

Einberufung und Leitung 

(1) Der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat ein, so oft es zur ordnungsgemäßen Erledigung der 

Aufgaben erforderlich ist. Er leitet die Sitzungen des Verwaltungsrates. 
 

(2) Der Vorsitzende hat den Verwaltungsrat einzuberufen auf Verlangen des Ortsordinarius oder auf 

schriftlichen Antrag eines Drittels der Mitglieder. Wenn der Vorsitzende dieser Verpflichtung nicht 

binnen zwei Wochen nachkommt oder Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender nicht vorhanden 

sind, kann der Ortsordinarius die Einberufung vornehmen und einen Sitzungsleiter bestimmen. 

 

§ 11 

Einladung und Öffentlichkeit 

(1) Zu den Sitzungen sind sämtliche Mitglieder sowie die in § 3 Absatz 3 genannten Personen schriftlich 

unter Angabe der Tagesordnung spätestens eine Woche vor der Sitzung einzuladen. 
 

(2) Ist nicht vorschriftsmäßig eingeladen, so kann ein Beschluss nur gefasst werden, wenn alle 

Mitglieder anwesend sind und niemand der Beschlussfassung widerspricht. 
 

(3) In Eilfällen kann unter Beachtung der in Absatz 1 vorgeschriebenen Form unter Verzicht auf die 

Frist eingeladen werden. Jedoch ist eine Beschlussfassung über den Beratungsgegenstand nur möglich, 

wenn der Verwaltungsrat beschlussfähig ist und zu Beginn der Sitzung die Eilbedürftigkeit mit 

Zweidrittelmehrheit der Anwesenden festgestellt wird. 
 

(4) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Jedoch kann der Verwaltungsrat durch Beschluss die 

Anwesenheit von Nichtmitgliedern zulassen. 

 

§ 12 

Beschlussfähigkeit 

(1) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der gewählten Mitglieder anwesend ist. Er 

ist ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig, wenn er zum zweiten Mal 

durch eine neue Einladung zur Sitzung mit der gleichen Tagesordnung einberufen und dabei auf diese 

Folge ausdrücklich hingewiesen worden ist. Satz 2 gilt nicht für die Fälle des § 11 Absatz 3. 
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(2) Ein Beschluss kommt zustande, wenn ihm mehr als die Hälfte der anwesenden stimmberechtigten 

Mitglieder zustimmt Bei Wahlen erfolgt im Falle der Stimmengleichheit eine Stichwahl; führt auch 

diese zur Stimmengleichheit, entscheidet das Los. 
 

(3) Jedes Verwaltungsratsmitglied hat gegen Entscheidungen des Verwaltungsrates, die das Vermögen 

der Kirchenstiftungen oder sonstiger kirchlicher Stiftungen, die der ortskirchlichen 

Vermögensverwaltung unterstellt sind, betreffen und die in seinem Wahlbezirk belegen sind, ein 

aufschiebendes Vetorecht. Das Vetorecht kann von jedem Mitglied einzeln in der Sitzung selbst – 

mündlich – oder bei Abwesenheit bis zwei Wochen nach Erhalt des Protokolls – schriftlich – 

wahrgenommen werden. Der Verwaltungsrat hat auf der nächsten der Einlegung des Vetos folgenden 

Sitzung, die innerhalb von sechs Monaten stattfinden muss, erneut die Sache zu beraten und 

abschließend zu entscheiden. Die betreffende Entscheidung kommt nur dann gültig zu Stande, wenn der 

Verwaltungsrat erneut berät und mit der Zustimmung von zwei Dritteln seiner Mitglieder beschließt. 
 

(4) Sind Mitglieder von der Beschlussfassung selbst betroffen, so haben sie – außer bei Wahlen – keine 

Stimme und dürfen bei der Beratung und Abstimmung nicht anwesend sein. Dies gilt auch für den Fall, 

dass ein Elternteil, der Ehegatte, Kinder, Geschwister oder von ihnen kraft gesetzlicher oder 

rechtsgeschäftlicher Vollmacht vertretene natürliche oder juristische Personen durch die 

Beschlussfassung einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil erlangen können. Nicht anwesend dürfen 

in solchen Fällen auch Personen sein, die nur mit beratender Stimme an den Sitzungen teilnehmen. 
 

(5) Über das Vorliegen derartiger Gründe entscheidet der Verwaltungsrat. Bei dieser Entscheidung wirkt 

der Betroffene nicht mit, er ist aber vorher anzuhören. 
 

(6) Gegen diese Entscheidung steht dem Betroffenen innerhalb einer Woche Beschwerde beim 

Ortsordinarius zu. Dieser entscheidet endgültig. Bis zum Ablauf der Beschwerdefrist, oder bei 

eingelegter Beschwerde bis zur Entscheidung des Ortsordinarius bleibt ein Beschluss schwebend 

unwirksam. 

§ 13 

Protokollbuch 

(1) Die Beschlüsse werden unter Angabe des Datums und der Anwesenden unverzüglich in ein 

Protokollbuch eingetragen und von dem Vorsitzenden oder dem stellvertretenden Vorsitzenden und 

einem Mitglied unter Beidrückung des Amtssiegels der Kirchengemeinde unterschrieben. Sofern das 

Protokoll elektronisch erstellt wird, ist es auszudrucken, zu paginieren und jede Seite in der Form des 

Satzes 1 zu zeichnen. Spätestens zum Ende einer Amtsperiode sind sämtliche Protokolle in gebundener 

Form zu sammeln und im Pfarrarchiv zu verwahren. 
 

(2) Beurkundet werden die Beschlüsse durch Auszüge aus dem Protokollbuch, die der Vorsitzende / der 

stellvertretende Vorsitzende unter Beidrückung des Pfarrsiegels der Kirchengemeinde beglaubigt. 

 

§ 14 

Verbindlichkeit der Willenserklärung 

(1) Willenserklärungen bedürfen zu ihrer Rechtsverbindlichkeit der Schriftform und der Unterschriften 

des Vorsitzenden / seines Stellvertreters und eines Mitgliedes sowie der Beidrückung des Pfarrsiegels. 
 

(2) Hierdurch wird nach außen das Vorliegen eines ordnungsgemäß zustande gekommenen Beschlusses 
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festgestellt. 
 

(3) Die Bestimmung des § 17 bleibt unberührt. 

 

§ 15 

Benachrichtigungspflicht 

(1) Der Ortsordinarius ist unverzüglich zu benachrichtigen bei Beteiligung 

a) an Verfahren der Bodenordnung (Bauleitplanung, Baulandumlegung, Flurbereinigung u. ä.), 

b) an gerichtlichen Verfahren und Vorverfahren. 
 

(2) Benachrichtigungspflichten, die sich aus anderen Regelungen ergeben, bleiben unberührt. 

 

§ 16 

Genehmigung von Beschlüssen mit innerkirchlicher Wirkung 

Die Genehmigung des Ortsordinarius ist einzuholen bei Beschlüssen über 

a) Errichtung und Änderung der Nutzungsart von Kirchen, Kapellen, Pfarrhäusern, Gemeindehäusern, 

Jugendheimen, Schulen, Kindertagesstätten, Krankenanstalten, Altenheimen und sonstigen Bauten, 

b) öffentliche Sammlungen, die im Zusammenhang mit kirchlichen Veranstaltungen vorgenommen 

werden, unbeschadet der hierfür erforderlichen staatlichen Genehmigung, 

c) Festsetzung des Haushaltsplanes. 

Sonstige kirchliche Vorschriften über Genehmigungsvorbehalte bleiben unberührt. 

 

§ 17 

Genehmigung von Rechtsgeschäften und Rechtsakten 

(1) Ohne Rücksicht auf den Gegenstandswert bedürfen folgende Rechtsgeschäfte und Rechtsakte der 

Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen oder sonstiger kirchlicher Stiftungen, die der ortskirchlichen 

Vermögensverwaltung unterstellt sind und keinen eigenen Verwaltungsrat haben, zu ihrer 

Rechtswirksamkeit der schriftlichen Genehmigung des Ortsordinarius: 

a) Erwerb, Veräußerung, Belastung und Aufgabe des Eigentums von Grundstücken, 

grundstücksgleichen Rechten und sonstigen Rechten an Grundstücken und deren Änderung sowie die 

Ausübung von Vorkaufsrechten, jeweils einschließlich des schuldrechtlichen Geschäfts,  

b) Zustimmung zu Veräußerung und Belastung von Rechten Dritter an kirchlichen Grundstücken, 

c) Begründung bauordnungsrechtlicher Baulasten, 

d) die Annahme von Schenkungen und Zuwendungen, die mit einer Verpflichtung belastet sind, 

sowie die Annahme und Ausschlagung von Erbschaften und Vermächtnissen, 

e) Aufnahme von Darlehen, Gewährung von Darlehen mit Ausnahme von Einlagen bei Kreditinstituten, 

Abgabe von Bürgschafts- und Garantieerklärungen, Übernahme von Fremdverpflichtungen, 

insbesondere Schuldübernahme und Schuldbeitritt, sowie Rangrücktrittserklärungen, 

f) Rechtsgeschäfte über Gegenstände, die einen wissenschaftlichen, geschichtlichen oder künstlerischen 

Wert haben, sowie die Aufgabe des Eigentums an diesen Gegenständen, 

g) Begründung und Änderung von kirchlichen Beamtenverhältnissen, 

h) Abschluss und vertragliche Änderungen von Dienst-, Arbeits- und Gestellungsverträgen, 

i) Versicherungsverträge mit Ausnahme von Pflichtversicherungen, 
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j) Dienst- und Werkverträge über Architekten- und Ingenieurleistungen sowie Verträge mit bildenden 

Künstlern, 

k) Gesellschaftsverträge und deren Änderung, Begründung und Beendigung von 

Vereinsmitgliedschaften sowie Beteiligungsverträge jeder Art, 

l) Erteilung von Gattungsvollmachten, 

m) Errichtung, Erweiterung, Übernahme, Übertragung und teilweise oder vollständige Schließung von 

Einrichtungen, einschließlich Friedhöfen, sowie die vertragliche oder satzungsrechtliche Regelung ihrer 

Nutzung, 

n) Verträge über Bau- und Unterhaltungsverpflichtungen, Kultuslasten sowie entsprechende Geld- und 

Naturalleistungsansprüche, 

o) Begründung öffentlich-rechtlicher Verpflichtungen, unbeschadet der unter Buchstabe c) genannten 

Verpflichtungstatbestände, insbesondere Erschließungsverträge, Sanierungsausgleichverträge, 

Durchführungsverträge im Rahmen von vorhabenbezogenen Bebauungsplänen, p) Abtretung von 

Forderungen, Schulderlass, Schuldversprechen, Schuldanerkenntnisse gemäß §§ 780, 781 BGB, 

Begründung sonstiger abstrakter Schuldverpflichtungen einschließlich wertpapierrechtlicher 

Verpflichtungen, 

q) alle Rechtsgeschäfte mit Mitgliedern des örtlichen Vermögensverwaltungs- und Vertretungsorganes 

und der örtlichen pfarrlichen Gremien, es sei denn, dass das Rechtsgeschäft ausschließlich in der 

Erfüllung einer Verbindlichkeit besteht, 

r) Beauftragung von Rechtsanwälten; Einleitung von Rechtsstreitigkeiten vor staatlichen Gerichten und 

deren Fortführung in einem weiteren Rechtszug, soweit es sich nicht um einen Eilfall handelt; im 

letzteren Fall ist das Rechtsamt des Bischöflichen Ordinariates unverzüglich zu benachrichtigen, 

s) Abschluss von Reiseverträgen, 

t) Finanzzuweisungen von Kirchengemeinden an Kirchenstiftungen oder an andere Kirchengemeinden. 
 

(2) Folgende Rechtsgeschäfte und Rechtsakte der Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen oder 

sonstiger kirchlicher Stiftungen, die der ortskirchlichen Vermögensverwaltung unterstellt sind und 

keinen eigenen Verwaltungsrat haben, mit einem Gegenstandswert von mehr als 15.000,00 EUR 

bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der schriftlichen Genehmigung des Ortsordinarius: 

a) Schenkungen, 

b) Kauf- und Tauschverträge, 

c) Erwerb, Belastung und Veräußerung von Wertpapieren und Anteilscheinen, 

d) Werkverträge mit Ausnahme der unter Absatz 1 lit. j) genannten Verträge, 

e) Geschäftsbesorgungs- und Treuhandverträge. 
 

(3) Miet-, Pacht-, Leasing- und Leihverträge, die unbefristet sind oder deren Laufzeit länger als ein Jahr 

beträgt oder deren Nutzungsentgelt auf das Jahr gerechnet 15.000,00 EUR übersteigt, bedürfen zu ihrer 

Rechtswirksamkeit der schriftlichen Genehmigung des Ortsordinarius. 
 

(4) Arbeitsrechtliche Vergleiche bedürfen bei einem Gegenstandswert von mehr als 5.000,00 EUR zu 

ihrer Rechtswirksamkeit der schriftlichen Genehmigung des Ortsordinarius; für sonstige gerichtliche 

und außergerichtliche Vergleiche gilt dies bei einem Gegenstandswert von mehr als 15.000,00 EUR. 
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(5) Die vorstehenden Genehmigungsbestimmungen gelten entsprechend für die den Rechtsgeschäften 

bzw. Rechtsakten zugrundeliegenden Beschlüsse und Willenserklärungen des Verwaltungsrates. 
 

(6) Für die Bestimmung des Gegenstandswertes gelten in Zweifelsfällen die Vorschriften der 

Zivilprozessordnung. 
 

(7) § 15 bleibt von den vorstehenden Absätzen unberührt. 

 

§ 18 

Rechte des Ortsordinarius 

(1) Der Ortsordinarius kann aus wichtigen pastoralen Gründen im Einzelfall Verwaltungsbefugnisse 

und Vertretungsrechte des Verwaltungsrates einschränken oder aussetzen und diese selbst wahrnehmen. 

Er kann diese Rechte im Einzelfall übertragen. Die Einschränkungen und Aussetzungen sind nach Art 

und Umfang schriftlich festzulegen; sie werden mit Eingang beim Pfarramt wirksam. Der 

Verwaltungsrat soll vorher gehört werden. 
 

(2) Rechte Dritter im Rahmen des staatlichen Rechtes bleiben unberührt. 

 

§ 19 

Geschäftsanweisungen und Gebührenordnungen 

(1) Der Ortsordinarius kann Anweisungen über die Geschäftsführung erteilen und Gebühren festsetzen 

sowie die Kirchengemeinde ermächtigen, für ihre Zwecke Gebühren festzusetzen. 
 

(2) Geschäftsanweisungen und Gebührenordnungen des Bistums werden im Oberhirtlichen 

Verordnungsblatt veröffentlicht. Gebührenordnungen der Kirchengemeinden sind in geeigneter Weise 

bekannt zu geben. 

 

§ 20 

Einsichts- und Beanstandungsrecht des Ortsordinarius 

Der Ortsordinarius ist berechtigt, in die Vermögensverwaltung Einsicht zu nehmen. Er kann 

Rechtswidrigkeiten beanstanden. Der Verwaltungsrat hat der Beanstandung unverzüglich abzuhelfen. 

 

§ 21 

Rechte des Ortsordinarius bei Pflichtwidrigkeiten 

(1) Kommt der Verwaltungsrat seinen Pflichten nicht nach oder unterlässt er es, Pflichtleistungen in den 

Haushalt aufzunehmen, festzusetzen oder zu genehmigen oder begründete Ansprüche gerichtlich 

geltend zu machen oder unbegründete abzuwehren, so kann der Ortsordinarius nach Anhörung des 

Verwaltungsrates die erforderlichen Maßnahmen treffen. 
 

(2) Wenn der Verwaltungsrat wiederholt oder gröblich seine Pflicht verletzt, kann ihn der Ortsordinarius 

auflösen. Mit der Auflösung ist die Neuwahl anzuordnen. 

 

§ 22 

Beauftragter des Ortsordinarius 

(1) Kommt die Wahl der Mitglieder nicht zustande oder ist der Verwaltungsrat aufgelöst worden oder 

ist er funktionsunfähig, so kann der Ortsordinarius einen Verwalter bestellen. Dieser hat die Rechte und 
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Pflichten des Verwaltungsrates. 
 

(2) Sind der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende des Verwaltungsrates an der 

Wahrnehmung ihrer Aufgaben verhindert, so kann der Ortsordinarius für die Dauer der Verhinderung 

einen anderen Vorsitzenden bestellen. 

 

II. Gesamtkirchengemeinden 
 

§ 23 

Bildung von Gesamtkirchengemeinden 

(1) Kirchengemeinden können zu Gesamtkirchengemeinden zusammengeschlossen werden. 
 

(2) Eine Gesamtkirchengemeinde kann durch den Anschluss anderer Gemeinden erweitert werden. 

 

§ 24 

Errichtung, Änderung und Auflösung von Gesamtkirchengemeinden 

(1) Errichtung und Erweiterung einer Gesamtkirchengemeinde erfolgt nach Anhörung der 

Verwaltungsräte der beteiligten Kirchengemeinden durch den Diözesanbischof. Werden im Gebiet einer 

Gesamtkirchengemeinde neue Kirchengemeinden errichtet, so gehören sie zur Gesamtkirchengemeinde. 
 

(2) Der Diözesanbischof kann das Ausscheiden einer Kirchengemeinde nach Anhörung der 

Verwaltungsräte aller an der Gesamtkirchengemeinde beteiligten Kirchengemeinden anordnen. 

Dasselbe gilt für die Auflösung einer Gesamtkirchengemeinde. 

 

§ 25 

Aufgaben der Gesamtkirchengemeinde 

(1) Der Gesamtkirchengemeinde kann übertragen werden 

a) die Wahrnehmung gemeinsamer Aufgaben; 

b) die verwaltungsmäßige Beratung und Betreuung einzelner angeschlossener Kirchengemeinden und 

sonstiger kirchlicher Einrichtungen überpfarrlicher Art, soweit die Kirchengemeinden und sonstigen 

kirchlichen Einrichtungen diese Inanspruchnahme beschließen. Satz 1 gilt nicht, wenn und soweit diese 

Aufgaben bereits kraft bischöflicher Anordnung von anderen Einrichtungen wahrgenommen werden. 
 

(2) Die Festlegung der Zuständigkeit im Einzelnen bestimmt der Ortsordinarius. 
 

(3) Die Gesamtkirchengemeinde kann im Rahmen des geltenden Rechts Gebühren festsetzen und 

Steuern erheben. 

 

§ 26 

Verwaltungsrat der Gesamtkirchengemeinde 

(1) Dem Verwaltungsrat der Gesamtkirchengemeinde obliegt die Beschlussfassung über den 

Haushaltsplan und über die Jahresrechnung der Gesamtkirchengemeinde. 
 

(2) Der Verwaltungsrat der Gesamtkirchengemeinde besteht aus je zwei Mitgliedern der 

Verwaltungsräte der der Gesamtkirchengemeinde angeschlossenen Kirchengemeinden. Diese 

Mitglieder werden vom Verwaltungsrat der Kirchengemeinde aus seinen Mitgliedern für die Dauer einer 

Amtsperiode gewählt. 
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(3) Der Vorsitzende wird vom Ortsordinarius aus der Mitte der Vorsitzenden der Verwaltungsräte der 

der Gesamtkirchengemeinde angehörenden Kirchengemeinden auf deren Vorschlag bestimmt. Er hat 

Sitz und Stimme im Verwaltungsrat der Gesamtkirchengemeinde, auch wenn er ihm nicht bereits kraft 

Wahl angehört. Den stellvertretenden Vorsitzenden wählt der Verwaltungsrat der 

Gesamtkirchengemeinde aus seiner Mitte. 

 

§ 27 

Ausschuss der Gesamtkirchengemeinde 

(1) Der Ausschuss nimmt die Aufgaben der Gesamtkirchengemeinde einschließlich der 

Vermögensverwaltung wahr. Er vertritt die Gesamtkirchengemeinde im Rechtsverkehr. 
 

(2) Der Ausschuss der Gesamtkirchengemeinde besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden 

Vorsitzenden und drei Mitgliedern des Verwaltungsrates der Gesamtkirchengemeinde, die dieser für die 

Dauer seines Amtes wählt. 
 

(3) Besteht die Gesamtkirchengemeinde aus weniger als fünf Mitgliedern, so werden die Aufgaben des 

Ausschusses durch den Verwaltungsrat wahrgenommen. 
 

(4) Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende des Verwaltungsrates der 

Gesamtkirchengemeinde sind zugleich Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender des 

Ausschusses. 

 

§ 28 

Beschlussfähigkeit 

(1) Der Verwaltungsrat der Gesamtkirchengemeinde ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der Mitglieder, 

darunter der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende, anwesend ist. Er ist ohne Rücksicht auf 

die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig, wenn er zum zweiten Male durch eine neue 

Einladung zur Sitzung mit der gleichen Tagesordnung einberufen und dabei auf diese Folge 

ausdrücklich hingewiesen worden ist. 
 

(2) Der Ausschuss der Gesamtkirchengemeinde ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der 

Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende, anwesend ist. 

 

§ 29 

Verbindlichkeit von Willenserklärungen 

Willenserklärungen bedürfen zu ihrer Rechtsverbindlichkeit der Schriftform und der Unterschriften des 

Ausschussvorsitzenden/seines Stellvertreters und eines Mitgliedes des Ausschusses sowie der 

Beidrückung des Amtssiegels. Im Falle des § 27 Abs. 3 bedürfen sie der Schriftform und der 

Unterschriften des Verwaltungsratsvorsitzenden/seines Stellvertreters und eines Mitgliedes des 

Verwaltungsrates sowie der Beidrückung des Amtssiegels. 

 

§ 30 

Anzuwendende Bestimmungen 

Die §§ 2 sowie 9–22 finden auf Gesamtkirchengemeinden entsprechende Anwendung, soweit sich nicht 

aus den §§ 23–29 etwas anderes ergibt oder der Ortsordinarius im Einzelfall Abweichungen bestimmt. 
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III. Bistum und sonstige juristische Personen 
 

§ 31 

Vertretung des Bistums und des Bischöfliches Stuhles 

(1) Das Bistum wird durch den Ortsordinarius oder im Rahmen seiner Zuständigkeit durch den 

Bischofsvikar vertreten. 
 

(2) Der Bischöfliche Stuhl wird durch den jeweiligen Diözesanbischof, während der Sedisvakanz durch 

den Diözesanadministrator vertreten. 

 

§ 32 

Vertretung sonstiger kirchlicher juristischer Personen 

(1) Die Vertretung des Domkapitels, der sonstigen kirchlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 

sowie der unter Verwaltung kirchlicher Organe gestellten Einrichtungen und Vermögensgegenstände, 

die nicht zum Vermögen der Kirchengemeinden oder Kirchenstiftungen gehören, richtet sich nach den 

hierfür geltenden Bestimmungen des allgemeinen oder partikularen Kirchenrechtes oder gegebenenfalls 

den besonderen Satzungen. 
 

(2) Für die Verwaltung der in Absatz 1 genannten juristischen Personen, Einrichtungen und 

Vermögensgegenstände finden die §§ 2, 8 sowie 15 bis 22 entsprechende Anwendung, soweit das 

allgemeine kirchliche Recht, diözesanes Recht oder die besonderen Satzungen und Statuten nichts 

anderes bestimmen. 

 

IV. Stiftungsaufsicht 
 

§ 33 

Stiftungsaufsichtsbehörde 

Für die kirchlichen Stiftungen mit Sitz im rheinland-pfälzischen und saarländischen Teil des Bistums 

Speyer ist das Bischöfliche Ordinariat Stiftungsaufsichtsbehörde im Sinne der staatlichen 

Stiftungsgesetze. 

 

§ 34 

Durchführung der Stiftungsaufsicht 

Für die Durchführung der kirchlichen Stiftungsaufsicht gilt § 32 Absatz 2 und 3 entsprechend. Im 

Übrigen kann das Bischöfliche Ordinariat gesonderte Bestimmungen bzw. Anordnungen gegenüber den 

sonstigen Stiftungen im Sinne von § 32 Absatz 1 erlassen, die auch von den in § 32 Absatz 2 und 3 

genannten Vorschriften abweichen können. 

 

V. Schlussvorschriften 
 

§ 35 

Ausführungsbestimmungen 

Der Ortsordinarius kann die erforderlichen Ausführungsvorschriften erlassen. 
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§ 36 

Inkrafttreten 

Die vorstehende Neufassung des Kirchenvermögensverwaltungsgesetzes tritt mit Wirkung vom 

01.01.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt das bisherige Kirchenvermögensverwaltungsgesetz vom 5. 

Dezember 2022 (OVB 2022, S. 233 ff) außer Kraft. 

 

Speyer, 15. August 2025 

 

+ Dr. Karl-Heinz Wiesemann 

Bischof von Speyer 

 

 

 

52 Ratifikation einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen dem Bistum Speyer 

und der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche)  

 
Kooperationsvertrag „Kirche auf der Landesgartenschau Neustadt 2027“ 

 

§ 1 

Das Bistum Speyer und die Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) haben die 

nachstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Regelung ihrer Zusammenarbeit betreffend die 

Veranstaltung“ Kirche auf der Landesgartenschau Neustadt 2027“ geschlossen. Die öffentlich-

rechtliche Vereinbarung beruht auf § 14 des Gesetzes vom 30.05.2022 über die Zusammenarbeit 

kirchlicher juristischer Personen des öffentlichen Rechts über die überdiözesane Zusammenarbeit.  

 

§ 2 

Die vorstehend bezeichnete öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird als diözesanes Gesetz in Kraft 

gesetzt. 

Gleichzeitig wird angeordnet, dass gem. § 14 des Gesetzes über die Zusammenarbeit kirchlicher 

juristischer Personen des öffentlichen Rechts im Bistum Speyer die in der öffentlich-rechtlichen 

Vereinbarung beschriebenen Leistungen und Aufgaben nur von der damit in der Vereinbarung betrauten 

kirchlichen juristischen Person des öffentlichen Rechts erbracht werden dürfen. 

 

Speyer, 15. August 2025 

 

+ Dr. Karl-Heinz Wiesemann 

Bischof von Speyer 
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Kooperationsvereinbarung 

 

„Kirche auf der Landesgartenschau Neustadt 2027“ 

 

zwischen 

 

dem Bistum Speyer, KdöR, Kleine Pfaffengasse 16,  

67346 Speyer 

- vertreten durch Herrn Generalvikar Markus Magin - 

 

und der 

 

Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche), KdöR, Domplatz 5, 67346 Speyer  

– vertreten durch den Landeskirchenrat, dieser vertreten durch Herrn Oberkirchenrat Markus Jäckle. 

 

Präambel 

Der Ökumenische Kirchenbeitrag gehört zum kulturellen Programm der Landesgartenschauen (LGS). 

Wie bereits bei den vergangenen LGS, wird auch zur LGS Neustadt 2027 ein Kirchen-Kultur-Programm 

entwickelt, das gottesdienstliche, spirituelle, seelsorgerliche und kulturelle Angebote umfasst. 
 

Der Kirchenbeitrag wird getragen vom Bistum Speyer – im Folgenden „das Bistum“ – und der 

Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) – im Folgenden „die Landeskirche“.  
 

Für das gemeinsame Projekt „Kirche auf der Landesgartenschau Neustadt 2027“ richten Bistum und 

Landeskirche für den Zeitraum vom 1. Juli 2025 bis zum 31. Dezember 2027 das „Ökumenische Büro 

himmelgrün“ – im Folgenden „Projektbüro“ - ein. Das Projektbüro plant und organisiert den 

Kirchenbeitrag zur LGS Neustadt 2027. Dabei fließen inhaltlich auch die Beiträge der ACK-

Mitgliedskirchen ein. Im Rahmen der ökumenischen Zusammenarbeit beabsichtigen die beiden Kirchen 

eine gemeinsame Vertragsunterzeichnung mit der LGS Neustadt 2027. 
 

Die vorliegende Vereinbarung regelt den Rahmen der Finanzierung, das Abrechnungsverfahren und die 

Zusammenarbeit im Projektbüro. 

 

 

§ 1 

Standort und Miete 

(1) Das Projektbüro ist ab dem 1. Juli 2025 in den Räumlichkeiten des Protestantischen Kirchenbezirks 

Neustadt, Schütt 9, 67433 Neustadt, untergebracht. Die Räumlichkeiten wurden von der Landeskirche 

beim Kirchenbezirk Neustadt angemietet. 
 

(2) Die Höhe der Miete für die Nutzung der Räumlichkeiten nach Absatz 1 einschließlich Nebenkosten 

und vorhandener Büroausstattung regelt der bei der Landeskirche vorliegende Mietvertrag.  
 

(3) Es ist geplant, das Projektbüro auf das Gelände der Landesgartenschau zu verlegen, sobald dies 

möglich ist. 
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§ 2 

Projektleitung 

Die Projektleiterinnen des Bistums und der Landeskirche verantworten die Einhaltung der 

Budgetvorgaben in gemeinsamer Abstimmung. Sie sind gegenüber der Assistenz gleichermaßen 

weisungsbefugt. 

 

§ 3 

Assistenz im Projektbüro 

Die Beschäftigung der Assistenz im Projektbüro erfolgt über die Landeskirche. Die Vergütung erfolgt 

in Vollzeit nach Entgeltgruppe 7 TVöD-VKA. 

 

§ 4 

Personalkosten und Projektmittel 

(1) Grundsätzlich ist zu unterscheiden zwischen den Personalkosten für die Assistenz und Sachkosten. 

Die für Sachkosten zur Verfügung stehenden Projektmittel teilen sich auf in Projektmittel, die im 

ökumenischen Interesse verausgabt werden (Projektmittel Ökumene), und Projektmittel, die nur im 

Interesse entweder des Bistums oder der Landeskirche verausgabt werden (Projektmittel Bistum bzw. 

Projektmittel Landeskirche).  
 

(2) Eine Kostenkalkulation nach Absatz 1 ist als Anlage beigefügt. 
 

(3) Den jeweiligen Projektmitteln sind auch Kosten zuzuordnen, die bereits vor dem Projektbeginn 1. 

Juli 2025 für das Projekt Landesgartenschau verausgabt wurden. Nicht verbrauchte Haushaltsmittel sind 

bis zur Endabrechnung des Projekts ins jeweils nächste Haushaltsjahr zu übertragen. 
 

(4) Das Projektbüro führt eine Inventarliste. Aus der Inventarliste ist ersichtlich, welches Inventar vom 

Kirchenbezirk, vom Bistum oder von der Landeskirche zur Verfügung gestellt wurde bzw. welches 

Inventar aus welchen Projektmitteln bezahlt wurde. 

 

§ 5 

Projektmittel Ökumene 

(1) Zu den „Projektmitteln Ökumene“ gehören u.a.:  

- Die Mietpauschale für das Ökumenische Büro in den Räumlichkeiten des Kirchenbezirks 

Neustadt und auf dem Gelände der Landesgartenschau,  

- die Kosten ökumenischer Maßnahmen und Veranstaltungen,  

- alle Kosten für Öffentlichkeitsarbeit und Werbemittel,  

- Büro- und Verbrauchsmaterial. 
 

(2) Die Personalkosten für die Assistenz und alle Sachausgaben, die über die „Projektmittel Ökumene“ 

getätigt werden, werden bei der Abrechnung hälftig zwischen Bistum und Landeskirche aufgeteilt. 
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§ 6 

Abrechnungsverfahren 

(1) Rechnungen, die aus den „Projektmitteln Bistum“ beglichen werden sollen, werden von der 

Projektleiterin des Bistums sachlich und rechnerisch richtig gezeichnet und mit einem Vermerk 

versehen, dass es sich um eine katholische Maßnahme oder Veranstaltung handelt. Das Projektbüro 

scannt die Rechnungen ein und schickt sie mit der Bitte um Anweisung und Auszahlung an das Bistum 

(Geschäftsführung der Hauptabteilung 1 Seelsorge). Das Projektbüro erhält vom Bistum je nach 

Buchungsanfall regelmäßige Auswertungen, so dass erkennbar ist, welche Projektmittel Bistum bereits 

verausgabt wurden und welche noch zur Verfügung stehen. 
 

(2) Rechnungen, die aus den „Projektmitteln Landeskirche“ beglichen werden sollen, werden von der 

Projektassistenz rechnerisch richtig gezeichnet und im Buchhaltungsprogramm der Landeskirche 

gebucht. Anweisungsbefugt ist die Projektleitung der Landeskirche.  
 

(3) Bei Kosten, die aus den „Projektmitteln Ökumene“ zu begleichen sind, tritt die Landeskirche in 

Vorleistung. Absatz 2 gilt analog. Das Projektbüro rechnet die verausgabten Mittel halbjährlich mit dem 

Bistum ab.  
 

(4) Die Personalkosten für die Projektassistenz werden halbjährlich von der Landeskirche mit dem 

Bistum abgerechnet.  

 

§ 7 

Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder nach 

Vertragsschluss unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt davon die Wirksamkeit des Vertrages 

im Übrigen unberührt. Die Vertragsparteien verpflichten sich in diesem Fall, die unwirksame oder 

undurchführbare Bestimmung durch eine zulässige Vereinbarung zu ersetzen, deren Wirkungen der 

wirtschaftlichen Zielsetzung am nächsten kommen, die die Vertragsparteien mit der unwirksamen bzw. 

undurchführbaren Bestimmung verfolgt haben. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend 

für den Fall, dass sich der Vertrag als lückenhaft erweist. 

 

§ 8 

Inkrafttreten 

Diese Vereinbarung tritt rückwirkend mit Wirkung vom 1. Juli 2025 in Kraft. 

 

Speyer, 1. August 2025   Unterschriften 
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53 Beschlüsse der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission des DCV 

vom 5. Juni 2025 

 

Die Bundeskommission beschließt: 

 

* * * 

 

Tarifrunde Ärzte 2024 bis 2026 

 

A. 

Beschlusstext: 

 

I. Änderungen zum 1. Juli 2025 
 

1. § 2 Satz 2 der Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst: 

 

„2Für jeden Einsatz in diesem Rettungsdienst erhalten Ärztinnen und Ärzte einen nicht 

zusatzversorgungspflichtigen Einsatzzuschlag ab 1. Juli 2025 in Höhe von 32,64 Euro, ab 1.  

Dezember 2025 in Höhe von 33,29 Euro und ab 1. März 2026 in Höhe von 33,96 Euro.“ 

 

2. § 8 Absatz 2 Satz 1 der Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt gefasst: 

 

„1Für die als Arbeitszeit gewertete Zeit des Bereitschaftsdienstes wird das nachstehende Entgelt je 

Stunde in Euro gezahlt: 

 

ab dem 1. Juli 2025 (erhöht um 4,0 Prozent) 

 

 
 

ab dem 1. Dezember 2025 (erhöht um 2,0 Prozent) 

 

 

ab dem 1. März 2026 (erhöht um 2,0 Prozent) 

 

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

I 35,43 35,43 36,77 36,77 38,12 38,12

II 42,13 42,13 43,47 43,47 44,83 44,83

III 45,49 45,49 46,82 - - -

IV 49,50 49,50 - - - -

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

I 36,14 36,14 37,51 37,51 38,88 38,88

II 42,97 42,97 44,34 44,34 45,73 45,73

III 46,40 46,40 47,76 - - -

IV 50,49 50,49 - - - -

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

I 36,86 36,86 38,26 38,26 39,66 39,66

II 43,83 43,83 45,23 45,23 46,64 46,64

III 47,33 47,33 48,72 - - -

IV 51,50 51,50 - - - -
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3. In § 8 Absatz 2 Satz 3 der Anlage 30 zu den AVR wird das Datum  

„30. Juni 2024“ durch das Datum „31. Dezember 2026“ ersetzt. 

 

4. In § 8 Absatz 3 Satz 1 der Anlage 30 und § 8 Absatz 5 der Anlage 30 zu den AVR werden die 

Angaben „§ 8 Abs. 2“ durch die Angaben „Absatz 2“ ersetzt. 

 

5. In § 17 Absatz 6 Satz 1 der Anlage 30 zu den AVR wird die Angabe „von § 208 SGB IX“ durch die 

Wörter „des gesetzlichen zusätzlichen Urlaubs für schwerbehinderte Menschen“ ersetzt. 

 

6. Entgelttabelle Anhang A Anlage 30 zu den AVR 

 

Die mittleren Werte in Anhang A der Anlage 30 zu den AVR werden wie folgt neu gefasst: 

 

„gültig ab 1. Juli 2025 (erhöht um 4,0 %) – Werte in Euro 

 

 
 
gültig ab 1. Dezember 2025 (erhöht um 2,0 %) – Werte in Euro 

 
 
gültig ab 1. März 2026 (erhöht um 2,0 %) – Werte in Euro  

“ 

 
II. Weitere Regelungen, die zum 1. Oktober 2025 in Kraft treten 

1. § 5 Absatz 3 der Anlage 30 zu den AVR wie folgt neu gefasst: 

 

„Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 20 Uhr und 6 Uhr.“ 

2. Die bisherige Überschrift des § 6 der Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst 

Entgelt- 

gruppe

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

I 5.499,85 5.811,63 6.034,28 6.420,21 6.880,40 7.069,68

II 7.258,93 7.867,55 8.401,96 8.713,71 9.018,00 9.322,29

III 9.092,24 9.626,62 10.391,15 - - -

IV 10.695,40 11.459,97 - - - -

Grund- 

entgelt Entgeltstufen

Entgelt- 

gruppe

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

I 5.609,85 5.927,86 6.154,97 6.548,61 7.018,01 7.211,07

II 7.404,11 8.024,90 8.570,00 8.887,98 9.198,36 9.508,74

III 9.274,08 9.819,15 10.598,97 - - -

IV 10.909,31 11.689,17 - - - -

Grund- 

entgelt Entgeltstufen

Entgelt- 

gruppe

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

I 5.722,05 6.046,42 6.278,07 6.679,58 7.158,37 7.355,29

II 7.552,19 8.185,40 8.741,40 9.065,74 9.382,33 9.698,91

III 9.459,56 10.015,53 10.810,95 - - -

IV 11.127,50 11.922,95 - - - -

Grund- 

entgelt Entgeltstufen
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„§ 6       Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Dienstplanung“ 

 

3. § 6 Absatz 11 der Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt geändert: 

 

a) Im Satz 1 werden nach dem Wort „Dienste“ die Wörter „(regelmäßige Arbeit einschließlich 

Schicht- und Wechselschichtarbeit, Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft“) eingefügt. 

 

b) Satz 2 wie folgt neu gefasst: 

 

„2Wird die vorstehende Frist nicht eingehalten, so  

- wird für die regelmäßige Arbeit (einschließlich Schicht- und Wechselschichtarbeit) 

ein Zuschlag in Höhe von 10 Prozent des Tabellenentgelts für den zu planenden 

Folgemonat gezahlt und/oder 

- erhöht sich die Bewertung des Bereitschaftsdienstes gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 für jeden 

Dienst des zu planenden Folgemonats um 17,5 Prozentpunkte bzw.  

- wird zusätzlich zum Rufbereitschaftsentgelt ein Zuschlag von 17,5 Prozent des 

Entgelts gemäß § 7 Abs. 3 auf jeden Dienst des zu planenden Folgemonats gezahlt.“ 

 

c) Satz 5 wie folgt neu gefasst: 

  

„5Liegen bei einer notwendigen Dienstplanänderung nach Satz 3 zwischen der 

Dienstplanänderung und dem Antritt des Dienstes weniger als drei Tage,  

- wird für regelmäßige Arbeit (einschließlich Schicht- und Wechselschichtarbeit) je 

Arbeitsstunde ein Zuschlag in Höhe von 10 Prozent des auf eine Stunde entfallenden 

Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und -stufe der Ärztin/ des 

Arztes gezahlt und / oder 

- erhöht sich die Bewertung des Bereitschaftsdienstes gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 um 17,5 

Prozentpunkte bzw. 

- wird zusätzlich zum Rufbereitschaftsentgelt ein Zuschlag von 17,5 Prozent des 

Entgelts gemäß § 7 Abs. 3 gezahlt.“ 

 

4. Der Zeitzuschlag für Nachtarbeit gemäß § 7 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b der Anlage 30 zu den AVR 

wird von 15 v. H. auf 20 v. H. erhöht. 

 

5. § 7 Absatz 1 Satz 3 der Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst: 

 

„3Für Arbeit an Samstagen von 13 Uhr bis 20 Uhr, soweit diese nicht im Rahmen von 

Wechselschicht- oder Schichtarbeit anfällt, beträgt der Zeitzuschlag 20 v. H. des auf eine Stunde 

entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe, bei 

Ärztinnen und Ärzten gem. § 12 Buchstabe c und d der höchsten tariflichen Stufe.“ 
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6. § 7 Absatz 5 der Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst: 

 

„(5) Ärztinnen und Ärzte, die Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage 

von 315 Euro monatlich.“ 

 

7. § 7 Absatz 6 der Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst: 

 

„(6) Ärztinnen und Ärzte, die Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von 210 Euro 

monatlich.“  

 

8. In § 17 Abs. 1 der Anlage 30 zu den AVR werden die Wörter „Abs. 4 Satz 1 oder Abs. 5 Satz 1“ 

durch die Wörter „Abs. 5 oder 6“ ersetzt. 

 

9. In Anlage 30 zu den AVR werden in § 17 Absatz 4 Satz 1 die beiden Zeiträume „zwischen 21 Uhr 

bis 6 Uhr“ durch „zwischen 20 Uhr bis 6 Uhr“ ersetzt. 

 

III. Regelungen, die die zum 1. Januar 2026 in Kraft treten 

1. § 7 Absatz 6 der Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst: 

 

„(6) Ärztinnen und Ärzte, die Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von 315 Euro 

monatlich.“ 

 

2. § 17 der Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt geändert 

 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „ständige“ und „zusammenhängende“ gestrichen. 

 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

 

c) Die Anmerkungen zu den Absätzen 1 und 2 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Anmerkung zu Absatz 1: 

Der Anspruch auf den Zusatzurlaub bemisst sich nach der abgeleisteten Schicht- oder 

Wechselschichtarbeit und entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Absatz 

1 erfüllt sind.“ 

 

IV. Die mittleren Werte dieses Beschlusses sind bis zum 31. Dezember 2026 befristet. 

 

V. Die Regionalkommissionen können zur Umsetzung dieses Beschlusses Einmalzahlungen festlegen. 

 

VI. Der Beschluss tritt zum 1. Juli 2025 in Kraft. 
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B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

 

Mit dem Beschluss wird die Tarifeinigung für die Ärztinnen und Ärzte im Rahmen der Tarifrunde 2024 

bis 2026 zum TV-Ärzte/VKA für den Geltungsbereich der Anlage 30 zu den AVR nachvollzogen. 

 

 

C. 

Beschlusskompetenz 

 

Die Regelung beinhaltet Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Absatz 4 Satz 

1 AK-O. 
 

Bei den Änderungen unter I. Nr. 1, 2 und 6, II. Nr. 6 und 7 und III. Nr. 1, handelt es sich um die 

Festlegung mittlerer Werte zur Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen 

Arbeitszeit bzw. des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Absatz 3 Satz 1 AK-Ordnung. 

Damit besteht die Kompetenz der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission gem. § 13 

Absatz 1 Satz 1 AK-Ordnung zur Regelung.  
 

Im Übrigen besteht die Kompetenz der Bundeskommission nach § 13 Absatz 1 Satz 1 AK-Ordnung. 

Die Regelungen betreffen Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Absatz 4 Satz 

1 AK Ordnung. Es handelt sich nicht um eine Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile, des 

Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit oder des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 

Absatz 3 Satz 1 AK-Ordnung. 

 

* * * 

 

Bad Hersfeld, 5. Juni 2025 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  

 

+++ 

 

 

Tarifrunde 2025 – Teil 1 

 

A. 

Beschlusstext: 

 

I. Mittlere Werte 
 

Die nachfolgend festgelegten Euro-Beträge für die Vergütungs- und Entgeltbestandteile sind mittlere 

Werte und bis zum 31. März 2027 befristet. 
 

Die im Tabellenanhang zu diesem Beschluss wiedergegebenen mittleren Vergütungs- und 

Entgeltwerte sind Teil dieses Beschlusses. 
 

Ausgangswert für die erste Erhöhung ist der jeweilige mittlere Wert gültig am Tag vor dem 1. Juli 

2025. 
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II.  Änderungen in den Anlagen 31 bis 33 zu den AVR 

1. Entgelttabellen und Zulagen der Anlagen 31 bis 33 zu den AVR 
 

a) Die mittleren Werte in den Anhängen A und B der Anlage 31 zu den AVR werden 

• ab dem 1. Juli 2025 um 3,0 Prozent erhöht, mindestens jedoch 110,00 Euro monatlich und 

• ab dem 1. Februar 2026 um weitere 2,8 Prozent erhöht. 

 

b) § 6 Abs. 5 der Anlage 31 zu den AVR – Wechselschichtzulage 

 

aa) Der mittlere Wert der Zulage für Wechselschichtarbeit nach § 6 Abs. 5 Satz 1 der Anlage 

31 zu den AVR wird ab dem 1. Juli 2025 auf 250,00 Euro monatlich erhöht. Der Stundensatz 

nach § 6 Abs. 5 Satz 2 der Anlage 31 zu den AVR wird ab dem 1. Juli 2025 auf 1,49 Euro pro 

Stunde erhöht. 
 

bb) Es wird ein neuer Satz 3 eingefügt: 

„3Ab dem 1. Januar 2027 nehmen die vorgenannten Zulagen für Wechselschichtarbeit an 

allgemeinen Entgelterhöhungen teil. 

 

c) § 6 Abs. 6 der Anlage 31 zu den AVR – Schichtzulage 

 

aa) Der mittlere Wert der Zulage für Schichtarbeit nach § 6 Abs. 6 Satz 1 der Anlage 31 zu 

den AVR wird ab dem 1. Juli 2025 auf 100,00 Euro monatlich erhöht. Der Stundensatz nach § 

6 Abs. 6 Satz 2 der Anlage 31 zu den AVR wird ab dem 1. Juli 2025 auf 0,59 Euro pro Stunde 

erhöht. 
 

bb) Es wird ein neuer Satz 3 eingefügt: 

„3Ab dem 1. Januar 2027 nehmen die vorgenannten Zulagen für Schichtarbeit an allgemeinen 

Entgelterhöhungen teil.“ 

 

d) § 12 Abs. 4 der Anlage 31 zu den AVR – Pflegezulage   

 

Der mittlere Wert der Zulage in § 12 Abs. 4 der Anlage 31 zu den AVR beträgt 
 

• ab dem 1. Juli 2025   137,96 Euro 

• ab dem 1. Februar 2026  141,82 Euro. 

 

e) Die mittleren Werte in Anhang C der Anlage 31 zu den AVR werden 

• ab dem 1. Juli 2025 um 3,11 Prozent erhöht und 

• ab dem 1. Februar 2026 um weitere 2,8 Prozent erhöht. 

 

f) Die mittleren Werte in den Anhängen A und B der Anlage 32 zu den AVR werden 

• ab dem 1. Juli 2025 um 3,0 Prozent erhöht, mindestens jedoch 110,00 Euro monatlich und 

• ab dem 1. Februar 2026 um weitere 2,8 Prozent erhöht. 

 

g) § 6 Abs. 5 der Anlage 32 zu den AVR – Wechselschichtzulage 
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aa) Der mittlere Wert der Zulage für Wechselschichtarbeit nach  

§ 6 Abs. 5 Satz 1 der Anlage 32 zu den AVR wird ab dem  

1. Juli 2025 auf 250,00 Euro monatlich erhöht. Der Stundensatz nach § 6 Abs. 5 Satz 2 der 

Anlage 32 zu den AVR wird ab dem 1. Juli 2025 auf 1,47 Euro pro Stunde erhöht. 
 

bb) Es wird ein neuer Satz 3 eingefügt: 

„3Ab dem 1. Januar 2027 nehmen die vorgenannten Zulagen für Wechselschichtarbeit an 

allgemeinen Entgelterhöhungen teil.“ 

 

h) § 6 Abs. 6 der Anlage 32 zu den AVR – Schichtzulage 

 

aa) Der mittlere Wert der Zulage für Schichtarbeit nach § 6 Abs. 6 Satz 1 der Anlage 32 zu 

den AVR wird ab dem 1. Juli 2025 auf 100,00 Euro monatlich erhöht. Der Stundensatz nach § 

6 Abs. 6 Satz 2 der Anlage 32 zu den AVR wird ab dem 1. Juli 2025 auf 0,59 Euro pro Stunde 

erhöht. 
 

bb) Es wird ein neuer Satz 3 eingefügt: 

„3Ab dem 1. Januar 2027 nehmen die vorgenannten Zulagen für Schichtarbeit an allgemeinen 

Entgelterhöhungen teil.“ 

 

i) § 12 Abs. 4 der Anlage 32 zu den AVR – Pflegezulage  

 

Der mittlere Wert der Zulage in § 12 Abs. 4 der Anlage 32 zu den AVR beträgt 

• ab dem 1. Juli 2025   137,96 Euro 

• ab dem 1. Februar 2026 141,82 Euro. 

 

j) Die mittleren Werte in Anhang C der Anlage 32 zu den AVR werden 

• ab dem 1. Juli 2025 um 3,11 Prozent erhöht und 

• ab dem 1. Februar 2026 um weitere 2,8 Prozent erhöht. 

k) Die mittleren Werte in Anhang A der Anlage 33 zu den AVR werden 

• ab dem 1. Juli 2025 um 3,0 Prozent erhöht, mindestens jedoch 110,00 Euro monatlich und 

• ab dem 1. Februar 2026 um weitere 2,8 Prozent erhöht. 

 

l) § 6 Abs. 5 der Anlage 33 zu den AVR – Wechselschichtzulage 

 

aa) Der mittlere Wert der Zulage für Wechselschichtarbeit nach § 6 Abs. 5 Satz 1 der Anlage 

33 zu den AVR wird ab dem 1. Juli 2025 auf 200,00 Euro monatlich erhöht. Der Stundensatz 

nach § 6 Abs. 5 Satz 2 der Anlage 33 zu den AVR wird ab dem 1. Juli 2025 auf 1,18 Euro pro 

Stunde erhöht. 
 

bb) Es wird ein neuer Satz 3 eingefügt: 

„3Ab dem 1. Januar 2027 nehmen die vorgenannten Zulagen für Wechselschichtarbeit an 

allgemeinen Entgelterhöhungen teil.“ 
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cc)  Es wird eine neue Anmerkung 1 zu § 6 Abs. 5 der Anlage 33 zu den AVR eingefügt: 

 „Anmerkung 1 zu Abs. 5: 
1Soweit es sich um Mitarbeiter in Krankenhäusern handelt, betragen ab dem 1. Juli 2025 die 

Zulage für Wechselschichtarbeit nach § 6 Abs. 5 Satz 1 250,00 Euro monatlich und der 

Stundensatz nach § 6 Abs. 5 Satz 2 1,49 Euro pro Stunde. 2Mitarbeiter in Krankenhäusern 

umfasst die Mitarbeiter, die in 

a) Krankenhäusern, einschließlich psychiatrischen Fachkrankenhäusern,  

b) medizinischen Instituten von Krankenhäusern oder  

c) sonstigen Einrichtungen (z.B. Reha-Einrichtungen, Kureinrichtungen), in denen die 

betreuten Personen in ärztlicher Behandlung stehen, wenn die Behandlung durch in den 

Einrichtungen selbst beschäftigte Ärztinnen oder Ärzte stattfindet,  

beschäftigt sind. 3Hiervon sind auch Mitarbeiter in Fachabteilungen (z. B. Pflege-, 

Altenpflege- und Betreuungseinrichtungen) in psychiatrischen Zentren bzw. Rehabilitations- 

oder Kureinrichtungen erfasst, soweit diese mit einem psychiatrischen Fachkrankenhaus bzw. 

einem Krankenhaus desselben Trägers einen Betrieb bilden. 4Im Übrigen werden Mitarbeiter 

in Altenpflegeeinrichtungen eines Krankenhauses von der Begriffsbestimmung in Satz 1 nicht 

erfasst, auch soweit sie mit einem Krankenhaus desselben Trägers einen Betrieb bilden. 
5Lehrkräfte an Krankenpflegeschulen und ähnlichen der Ausbildung dienenden Einrichtungen 

nach Satz 1 fallen unter die Mitarbeiter, soweit diese nicht vom Geltungsbereich der Anlage 

21a erfasst sind.“ 

 

dd) Es wird eine neue Anmerkung 2 zu § 6 Abs. 5 der Anlage 33 zu den AVR eingefügt: 

 „Anmerkung 2 zu Abs. 5: 
1Soweit es sich um Mitarbeiter in Pflege- und Betreuungseinrichtungen handelt, betragen ab 

dem 1. Juli 2025 die Zulage für Wechselschichtarbeit nach § 6 Abs. 5 Satz 1 monatlich 250,00 

Euro und der Stundensatz nach § 6 Abs. 5 Satz 2 pro Stunde 1,47 Euro. 2Mitarbeiter in Pflege- 

und Betreuungseinrichtungen umfasst die Mitarbeiter, die in 

a) Heil-, Pflege- und Entbindungseinrichtungen,  

b) medizinischen Instituten von Heil- und Pflegeeinrichtungen,  

c) sonstigen Einrichtungen und Heimen, in denen die betreuten Personen in ärztlicher 

Behandlung stehen, wenn die Behandlung durch nicht in den Einrichtungen selbst beschäftigte 

Ärztinnen oder Ärzte stattfindet,  

d) Einrichtungen und Heimen, die der Förderung der Gesundheit, der Erziehung, der Fürsorge 

oder Betreuung von Kindern und Jugendlichen, der Fürsorge und Betreuung von obdachlosen, 

alten, gebrechlichen, erwerbsbeschränkten oder sonstigen hilfsbedürftigen Personen dienen, 

auch wenn diese Einrichtungen nicht der ärztlichen Behandlung der betreuten Personen 

dienen, oder in  

e) ambulanten Pflegediensten oder teilstationären Pflegeeinrichtungen  

beschäftigt sind, soweit deren Einrichtungen nicht unter Anmerkung 1 zu § 6 Abs. 5 fallen. 
3Lehrkräfte an Altenpflegeschulen und ähnlichen der Ausbildung dienenden Einrichtungen 
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nach Satz 1 fallen unter die Mitarbeiter, soweit diese nicht unter die Anmerkung 1 zu § 6 Abs. 

5 bzw. unter die Anlage 21a fallen.“ 

 

m) § 6 Abs. 6 der Anlage 33 zu den AVR – Schichtzulage 

 

aa) Der mittlere Wert der Zulage für Schichtarbeit nach § 6 Abs. 6 Satz 1 der Anlage 33 zu 

den AVR wird ab dem 1. Juli 2025 auf 100,00 Euro monatlich erhöht. Der Stundensatz nach § 

6 Abs. 6 Satz 2 der Anlage 33 zu den AVR wird ab dem 1. Juli 2025 auf 0,59 Euro pro Stunde 

erhöht. 
 

bb) Es wird ein neuer Satz 3 eingefügt: 

„3Ab dem 1. Januar 2027 nehmen die vorgenannten Zulagen für Schichtarbeit an allgemeinen 

Entgelterhöhungen teil.“ 

 

2. Garantiebeträge nach § 3 Anhang F i.V.m. § 14 Abs. 4 a. F. der Anlage 31 zu den AVR 

Die mittleren Werte der Garantiebeträge in § 14 Abs. 4 der Anlage 31 a. F. zu den AVR werden 

• ab dem 1. Juli 2025 um 3,11 Prozent erhöht und 

• ab dem 1. Februar 2026 um weitere 2,8 Prozent erhöht. 

 

3. Garantiebeträge nach § 3 Anhang G i.V.m. § 14 Abs. 4 a.F. der Anlage 32 zu den AVR 

Die mittleren Werte der Garantiebeträge in § 14 Abs. 4 der Anlage 32 a.F. zu den AVR werden 

• ab dem 1. Juli 2025 um 3,11 Prozent erhöht und 

• ab dem 1. Februar 2026 um weitere 2,8 Prozent erhöht. 

 

4. Garantiebeträge in Anlage 33 zu den AVR 

Die mittleren Werte der Garantiebeträge in § 13 Abs. 4 der Anlage 33 zu den AVR werden 

• ab dem 1. Juli 2025 um 3,11 Prozent erhöht und 

• ab dem 1. Februar 2026 um weitere 2,8 Prozent erhöht. 

 

III. Änderung der mittleren Werte außerhalb der Anlage 7 und der Anlagen 31 bis 33 zu den 

AVR 

1. Vergütungstabelle in Anlage 3 zu den AVR 

Die mittleren Werte der Anlage 3 zu den AVR werden 

• ab dem 1. Juli 2025 um 3,0 Prozent erhöht, mindestens jedoch 110,00 Euro monatlich und 

• ab dem 1. Februar 2026 um weitere 2,8 Prozent erhöht. 

 

2. Weitere Vergütungsbestandteile 

a) Die mittleren Werte der weiteren dynamischen Vergütungsbestandteile werden 

• ab dem 1. Juli 2025 um 3,11 Prozent erhöht und 

• ab dem 1. Februar 2026 um weitere 2,8 Prozent erhöht. 

 

b) Abschnitt IV der Anlage 1 zu den AVR – Dozenten und Lehrkräfte 
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Bei Dozenten und Lehrkräften der Vergütungsgruppen 2 bis 5b nach Ziffer VI der 

Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Anlage 2 zu den AVR wird die Regelvergütung 

wie folgt gekürzt:  

• ab dem 1. Juli 2025  116,53 Euro 

• ab dem 1. Februar 2026 119,79 Euro 
 

Bei Dozenten und Lehrkräften der Vergütungsgruppen 5c bis 8 nach Ziffer VI der Anmerkungen 

zu den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1 bis 12 der Anlage 2 zu den AVR wird 

die Regelvergütung wie folgt gekürzt: 

• ab dem 1. Juli 2025  104,90 Euro 

• ab dem 1. Februar 2026 107,84 Euro 

 

c) Aus der Erhöhung der mittleren Werte nach A.III.2. ergeben sich die nachfolgend in aa) bis 

ii) aufgeführten neuen mittleren Werte: 

 

aa) Abschnitt V Buchstabe C der Anlage 1 zu den AVR – Kinderzulage  

Mitarbeiter, deren Dienstverhältnis vor dem 1. Juli 2008 bestanden hat, erhalten für jedes 

berücksichtigungsfähige Kind eine Kinderzulage in Höhe von: 

• ab dem 1. Juli 2025  147,39 Euro 

• ab dem 1. Februar 2026 151,52 Euro 

 

Die Kinderzulage erhöht sich ab dem 1. Juli 2025 nach folgender Tabelle für 

 
Mitarbeiter nach den 

Vergütungsgruppen 

für das erste zu 

berücksichtigende Kind 

um 

für jedes weitere zu 

berücksichtigende Kind 

um 

VG 12, 11, 10 und 9 8,33 Euro 41,63 Euro 

VG 9a 8,33 Euro 33,26 Euro 

VG 8 8,33 Euro 24,96 Euro 

 

Die Kinderzulage erhöht sich ab dem 1. Februar 2026 nach folgender Tabelle für 

 
Mitarbeiter nach den 

Vergütungsgruppen 

für das erste zu 

berücksichtigende Kind 

um 

für jedes weitere zu 

berücksichtigende Kind 

um 

VG 12, 11, 10 und 9 8,56 Euro 42,80 Euro 

VG 9a 8,56 Euro 34,19 Euro 

VG 8 8,56 Euro 25,66 Euro 

 

bb) Abschnitt VII der Anlage 1 zu den AVR – Wechselschicht- und Schichtzulage 
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a) Ab dem 1. Juli 2025 werden die mittleren Werte der Zulagen für Wechselschichtarbeit nach 

Abschnitt VII Buchstabe b) der Anlage 1 zu den AVR in Nr. 1 auf 200,00 Euro monatlich und 

in Nr. 2 auf 120,00 Euro monatlich erhöht. 
 

b) Ab dem 1. Juli 2025 werden die mittleren Werte der Zulagen für Schichtarbeit nach Abschnitt 

VII Buchstabe c) der Anlage 1 zu den AVR in Nr. 1 auf 100,00 Euro monatlich und in Nr. 2 auf 

77,77 Euro monatlich erhöht. 

 

cc) Abschnitt XI Abs. (d) der Anlage 1 zu den AVR – Einsatzzuschlag Rettungsdienst 

Der Einsatzzuschlag im Rettungsdienst beträgt 

• ab dem 1. Juli 2025         25,18 Euro 

• ab dem 1. Februar 2026      25,89 Euro 

 

dd) § 3 Abs. 2 der Anlage 1b zu den AVR – Besitzstand Ortszuschlag  

„Die Zulage nach Abs. 1 beträgt monatlich: 

 

Für Mitarbeiter der 

Vergütungsgruppen 

ab 1. Juli 2025 ab 1. Februar   2026 

1 bis 2 173,96 Euro 178,83 Euro 

3 bis 5b 173,96 Euro 178,83 Euro 

5c bis 12 165,67 Euro 170,31 Euro 

 

 ee) Anlage 2d zu den AVR – Vergütungsgruppenzulage  

Die Vergütungsgruppenzulage nach den Anmerkungen A bis F beträgt in Euro: 

 
ab A B C D E F 

1. Juli 2025 135,55 162,68 179,64 198,92 165,77 220,72 

1. Februar 

2026 

139,35 167,24 184,67 204,49 170,41 226,90 

 
ff) Anlage 6a zu den AVR – Zeitzuschläge Nacht- und Samstagsarbeit 

  

Der Zeitzuschlag für Arbeit zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe 

e) der Anlage 6a zu den AVR beträgt  

• ab dem 1. Juli 2025   1,99 Euro 

• ab dem 1. Februar 2026  2,05 Euro 
 

Der Zeitzuschlag für Arbeit an Samstagen in der Zeit von 13.00 Uhr bis 20.00 Uhr nach § 1 

Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Anlage 6a zu den AVR beträgt  

• ab dem 1. Juli 2025   0,99 Euro 

• ab dem 1. Februar 2026  1,02 Euro 

 

gg) § 7 Absatz 1 Buchstabe a) und Buchstabe b) der Anlage 14 zu den AVR – Urlaubsgeld  

 Das Urlaubsgeld beträgt 
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a) für die am 1. Juli vollbeschäftigten Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 1 bis 5b der Anlagen 

2, 2d und 2e zu den AVR 

• ab dem 1. Juli 2025    392,59 Euro 

• ab dem 1. Februar 2026  403,58 Euro 
 

b) für die am 1. Juli vollbeschäftigten Mitarbeiter der Vergütungs-gruppen 5c bis 12 der Anlagen 

2, 2d und 2e zu den AVR 

• ab dem 1. Juli 2025   510,34 Euro 

• ab dem 1. Februar 2026  524,63 Euro 

 

hh) § 7 Abs. 1 Buchstabe c) der Anlage 14 zu den AVR –  

Urlaubsgeld für Auszubildende nach Anlage 7 zu den AVR  

Das Urlaubsgeld nach § 7 Abs. 1 Buchstabe c) der Anlage 14 zu den AVR beträgt 

• ab dem 1. Juli 2025  300,72 Euro 

• ab dem 1. Februar 2026 309,14 Euro 

 

IV. Änderungen in Anlage 7 zu den AVR 

Ausbildungsvergütungen 
 

Die mittleren Werte der Anlage 7 zu den AVR werden  

• ab dem 1. Juli 2025 um 75,00 Euro monatlich erhöht und 

• ab dem 1. Februar 2026 um weitere 75,00 Euro monatlich erhöht. 

 

V. Änderungen in Anlage 17a zu den AVR 

Satz 2 der Anmerkung zu § 7 Absatz 2 Anlage 17a zu den AVR wird wie folgt neu gefasst: 

„2Für Mitarbeiter nach Anlagen 2, 2d, 2e, 31, 32 und 33 gilt als Vomhundertsatz der Veränderung der 

Vergütung oder des Entgelts gemäß Satz 1 auf Grundlage des Beschlusses der Bundeskommission vom 

5. Juni 2025 für den ersten Erhöhungsschritt ein Wert von 3,11 Prozent.“ 

 

VI. Weitere Aussetzung des Akkreditierungserfordernisses 

1. In Anlage 2 zu den AVR wird in den Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 

Vergütungsgruppen 1-12 zu Ziffer I (Wissenschaftliche Hochschulbildung) in der Anmerkung zu Satz 

5 das Datum „31. Dezember 2026“ durch das Datum „31. Dezember 2029“ ersetzt.  
 

2. In Anlage 2 zu den AVR wird in den Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 

Vergütungsgruppen 1-12 zu Ziffer I (Hochschulbildung) in der Anmerkung zu Satz 3 und 4 das Datum 

„31. Dezember 2026“ durch das Datum „31. Dezember 2029“ ersetzt. 
 

3. In der Anlage 21a zu den AVR wird im Anhang A / Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen 

(Wissenschaftliche Hochschulbildung) in der Anmerkung zu Satz 5 das Datum „31. Dezember 2026“ 

durch das Datum „31. Dezember 2029“ ersetzt.  
 

4. In der Anlage 21a zu den AVR wird im Anhang A / Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen 

(Hochschulbildung) in der Anmerkung zu Satz 3 und 4 das Datum „31. Dezember 2026“ durch das 

Datum „31. Dezember 2029“ ersetzt. 
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5. In der Anlage 31 zu den AVR wird im Anhang D Nr. 1 (Wissenschaftliche Hochschulausbildung) in 

der Anmerkung zu Satz 5 das Datum „31. Dezember 2026“ durch das Datum „31. Dezember 2029“ 

ersetzt. 
 

6. In der Anlage 31 zu den AVR wird im Anhang D Nr. 2 (Hochschulausbildung) in der Anmerkung 

zu Satz 3 und 4 das Datum „31. Dezember 2026“ durch das Datum „31. Dezember 2029“ ersetzt.  
 

7. In Anlage 33 zu den AVR wird im Anhang B in den Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 

Entgeltgruppen S 2 bis S 18 in der Anmerkung zu Satz 3 und 4 zur Anmerkung 13 das Datum „31. 

Dezember 2026“ durch das Datum „31. Dezember 2029“ ersetzt. 

 

VII. Inkrafttreten 

 

Der Beschluss tritt zum 1. Juli 2025 in Kraft. 

 

B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

Im Rahmen der aktuellen Tarifrunde beinhaltet der Beschluss Erhöhungen der Vergütungswerte zu den 

oben genannten Anlagen sowie die weitere Aussetzung des Akkreditierungserfordernisses. Weitere 

Elemente der aktuellen Tarifrunde sind einem folgenden Teil 2 vorbehalten. 

 

C. 

Beschlusskompetenz 

Die Regelungen betreffen Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 

AK-Ordnung. Es handelt sich in Teilen auch um eine Festlegung der mittleren Werte zur Höhe der 

Vergütungsbestandteile im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. Damit besteht die Kompetenz 

der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung zur 

Regelung. 

 

* * * 

 

Bad Hersfeld, 5. Juni 2025 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  
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Anhang 

 

Regelvergütung, Tabellenentgelte und weitere Vergütungsbestandteile  

 

(Mittlere Werte) 

 

in den Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen 

Caritasverbandes e. V. 

 

ab 1. Juli 2025 
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Tabellenentgelte gemäß Anlage 3 zu den AVR 

 

Mittlere Werte Anlage 3 zu den AVR, gültig ab 01.07.2025 (plus 3,0%, mindestens 110 Euro) 

 

 
 

 

Mittlere Werte Anlage 3 zu den AVR, gültig ab 01.02.2026 (plus 2,8%) 
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Ausbildungsvergütungen gemäß Anlage 7 zu den AVR 

 

 
 
 

Bezeichnung Zulage (Quelle AVR) ab 1. März 2024
ab 1. Juli 2025

(plus 75 Euro)

ab 1. Februar 

2026

(plus 75 Euro)

Abschnitt A: Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann

Abschnitt B: Ausbildung ATA OTA oder Notfallsanitäter

1. Ausbildungsjahr 1.340,69 € 1.415,69 € 1.490,69 €

2. Ausbildungsjahr 1.402,07 € 1.477,07 € 1.552,07 €

3. Ausbildungsjahr 1.503,38 € 1.578,38 € 1.653,38 €

Abschnitt C: Ausbildung zum Pflegehelfer und zum Pflegeassistenten

1. Ausbildungsjahr 1.264,91 € 1.339,91 € 1.414,91 €

2. Ausbildungsjahr 1.323,21 € 1.398,21 € 1.473,21 €

Abschnitt D: Ausbildung in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zum Erzieher und

in betrieblich-schulischen Gesundheitsberufen

1. Ausbildungsjahr 1.215,24 € 1.290,24 € 1.365,24 €

2. Ausbildungsjahr 1.275,30 € 1.350,30 € 1.425,30 €

3. Ausbildungsjahr 1.372,03 € 1.447,03 € 1.522,03 €

Abschnitt E: Auszubildende

1. Ausbildungsjahr 1.218,26 € 1.293,26 € 1.368,26 €

2. Ausbildungsjahr 1.268,20 € 1.343,20 € 1.418,20 €

3. Ausbildungsjahr 1.314,02 € 1.389,02 € 1.464,02 €

4. Ausbildungsjahr 1.377,59 € 1.452,59 € 1.527,59 €

Abschnitt F: Studieren in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen

Derzeit entsprechen die Vergütungen denen in den Abschnitten A, B, D und E

Buchstabe a)

1. Ausbildungsjahr 1.340,69 € 1.415,69 € 1.490,69 €

2. Ausbildungsjahr 1.402,07 € 1.477,07 € 1.552,07 €

3. Ausbildungsjahr 1.503,38 € 1.578,38 € 1.653,38 €

Ausbildungsentgelt nach Abschluss der Berufsausbildung bis Ende Studium 1.665,00 € 1.740,00 € 1.815,00 €

Buchstabe b)

1. Ausbildungsjahr 1.218,26 € 1.293,26 € 1.368,26 €

2. Ausbildungsjahr 1.268,20 € 1.343,20 € 1.418,20 €

3. Ausbildungsjahr 1.314,02 € 1.389,02 € 1.464,02 €

4. Ausbildungsjahr 1.377,59 € 1.452,59 € 1.527,59 €

Ausbildungsentgelt nach Abschluss der Berufsausbildung bis Ende Studium 1.475,00 € 1.550,00 € 1.625,00 €

Buchstabe c)

1. Ausbildungsjahr 1.215,24 € 1.290,24 € 1.365,24 €

2. Ausbildungsjahr 1.275,30 € 1.350,30 € 1.425,30 €

3. Ausbildungsjahr 1.372,03 € 1.447,03 € 1.522,03 €

Ausbildungsentgelt nach Abschluss der Berufsausbildung bis Ende Studium 1.535,00 € 1.610,00 € 1.685,00 €

Abschnitt G: Studieren in praxisintegrierten dualen Studiengängen

Derzeit entsprechen die Vergütungen denen in den Abschnitten A, B, D und E (plus 100 Euro)

Buchstabe a)

1. Ausbildungsjahr 1.340,69 € 1.415,69 € 1.490,69 €

2. Ausbildungsjahr 1.402,07 € 1.477,07 € 1.552,07 €

3. Ausbildungsjahr 1.503,38 € 1.578,38 € 1.653,38 €

4. Ausbildungsjahr 1.665,00 € 1.740,00 € 1.815,00 €

Buchstabe b)

1. Ausbildungsjahr 1.218,26 € 1.293,26 € 1.368,26 €

2. Ausbildungsjahr 1.268,20 € 1.343,20 € 1.418,20 €

3. Ausbildungsjahr 1.314,02 € 1.389,02 € 1.464,02 €

4. Ausbildungsjahr 1.475,00 € 1.550,00 € 1.625,00 €

Abschnitt H: Praktikanten nach abgelegtem Examen

1. Pharmazeutisch-technische Assistent/inn/en 1.802,02 € 1.877,02 € 1.952,02 €

2. Masseure und med. Bademeister/innen 1.745,36 € 1.820,36 € 1.895,36 €

3. Sozialarbeiter/innen 2.026,21 € 2.101,21 € 2.176,21 €

4. Sozialpädagog/inn/en 2.026,21 € 2.101,21 € 2.176,21 €

5. Erzieher/innen 1.802,02 € 1.877,02 € 1.952,02 €

6. Kinderpfleger/innen 1.745,36 € 1.820,36 € 1.895,36 €

7. Altenpfleger/innen 1.802,02 € 1.877,02 € 1.952,02 €

8. Haus- und Familienpfleger/innen 1.802,02 € 1.877,02 € 1.952,02 €

9. Heilerziehungshelfer/innen 1.745,36 € 1.820,36 € 1.895,36 €

10. Heilerziehungspfleger/innen 1.863,76 € 1.938,76 € 2.013,76 €

11. Arbeitserzieher/innen 1.863,76 € 1.938,76 € 2.013,76 €
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Tabellenentgelte gemäß Anhang A zu Anlage 31 zu den AVR 

 

Mittlere Werte - EG-Tabelle Anlage 31 zu den AVR, gültig ab 01.07.2025 (plus 3,0%, mindestens 

110 Euro) 

 

 
 

Mittlere Werte - EG-Tabelle Anlage 31 zu den AVR,  

gültig ab 01.02.2026 (plus 2,8%) 
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Tabellenentgelte gemäß Anhang B zu Anlage 31 zu den AVR 

 

Mittlere Werte - P-Tabelle Anlage 31 zu den AVR, gültig ab 01.07.2025 (plus 3,0%, mindestens 

110 Euro) 

 

 
 
Mittlere Werte - P-Tabelle Anlage 31 zu den AVR, 

gültig ab 01.02.2026 (plus 2,8%) 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

P 16 5.240,04        5.415,90        5.983,76        6.645,71        6.937,70        

P 15 5.132,29        5.293,23        5.695,60        6.177,16        6.361,06        

P 14 5.013,53        5.170,59        5.563,22        6.096,68        6.194,02        

P 13 4.894,78        5.047,94        5.430,82        5.707,28        5.778,68        

P 12 4.657,22        4.802,61        5.166,04        5.389,29        5.493,13        

P 11 4.419,71        4.557,30        4.901,27        5.129,69        5.233,54        

P 10 4.184,40        4.312,38        4.675,42        4.850,63        4.960,96        

P 9 3.992,39        4.184,40        4.312,38        4.558,59        4.662,42        

P 8 3.701,21        3.862,80        4.075,58        4.247,92        4.488,98        

P 7 3.510,30        3.701,21        3.998,33        4.149,59        4.305,40        

P 6 3.012,49        3.187,41        3.363,47        3.737,95        3.833,41        4.013,41        

P 4 2.941,25        3.003,12        3.048,99        3.083,60        3.111,77        3.154,01        

Entgelt-

gruppe

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen
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Stundenvergütungen gemäß Anhang C zu Anlage 31 zu den AVR 
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Tabellenentgelte gemäß Anhang A zu Anlage 32 zu den AVR 

 

Mittlere Werte - EG-Tabelle Anlage 32 zu den AVR,  

gültig ab 01.07.2025 (plus 3,0%, mindestens 110 Euro) 

 

 
 

 
Mittlere Werte - EG-Tabelle Anlage 32 zu den AVR,  

gültig ab 01.02.2026 (plus 2,8%) 
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Tabellenentgelte gemäß Anhang B zu Anlage 32 zu den AVR 

 

Mittlere Werte - P-Tabelle Anlage 32 zu den AVR, 

gültig ab 01.07.2025 (plus 3,0%, mindestens 110 Euro) 

 

 
 
Mittlere Werte - P-Tabelle Anlage 32 zu den AVR, 

gültig ab 01.02.2026 (plus 2,8%) 
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Stundenvergütungen gemäß Anhang C zu Anlage 32 zu den AVR 
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Tabellenentgelte gemäß Anhang A zu Anlagen 33 zu den AVR 

 

Mittlere Werte - S-Tabelle Anlage 33 zu den AVR,  

gültig ab 01.07.2025 (plus 3,0%, mindestens 110 Euro) 
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Mittlere Werte - S-Tabelle Anlage 33 zu den AVR,  

gültig ab 01.02.2026 (plus 2,8%) 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 4.720,52        4.840,79        5.436,63        5.883,46        6.553,73        6.963,31        

S 17 4.352,39        4.654,62        5.138,69        5.436,63        6.032,40        6.382,42        

S 16 4.263,29        4.557,82        4.885,49        5.287,64        5.734,48        6.002,61        

S 15 4.112,68        4.393,93        4.691,87        5.034,44        5.585,57        5.823,86        

S 14 4.073,39        4.351,17        4.682,24        5.019,00        5.391,41        5.652,06        

S 13 3.978,03        4.248,70        4.617,39        4.915,26        5.287,64        5.473,83        

S 12 3.967,57        4.237,49        4.590,75        4.903,53        5.290,81        5.454,65        

S 11b 3.915,12        4.181,19        4.368,13        4.844,78        5.217,14        5.440,57        

S 11a 3.846,25        4.106,12        4.291,48        4.766,33        5.138,69        5.362,12        

S 10 3.602,94        3.937,02        4.108,27        4.619,86        5.037,17        5.379,92        

S 9 3.648,68        3.887,42        4.166,69        4.580,02        4.970,99        5.272,60        

S 8b 3.578,87        3.812,64        4.091,94        4.503,48        4.892,59        5.190,90        

S 8a 3.509,44        3.738,13        3.976,82        4.207,08        4.432,16        4.668,84        

S 7 3.426,93        3.649,60        3.871,14        4.098,95        4.270,11        4.528,02        

S 6

S 5

S 4 3.291,46        3.504,21        3.698,06        3.829,61        3.956,37        4.156,33        

S 3 3.119,87        3.320,05        3.506,28        3.677,28        3.755,52        3.848,98        

S 2 2.908,36        3.030,97        3.121,67        3.220,16        3.330,92        3.441,69        

nicht besetzt

Entgelt-

gruppe

Grundentgelt Entwicklungsstufen

nicht besetzt
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Dynamische Zulagen gemäß Anlagen 1, 1b, 2d und 14 zu den AVR (Beschäftigte der Anlagen 2 

zu den AVR) 

 

 
 

 

Dynamische Zulagen gemäß Anlagen 31 bis 33 zu den AVR 
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*** 

 

Verlängerung der Befristung der Abschnitte F und G des Teils II. Anlage 7 zu den AVR   

  

A. 

Beschlusstext: 
 

I. Änderung in Abschnitt F des Teils II. der Anlage 7 zu den AVR 

In § 12 Abschnitt F des Teils II. der Anlage 7 zu den AVR wird das Datum  

„31. Juli 2025“ jeweils durch das Datum „31. Juli 2026“ ersetzt. 

 

II. Änderung in Abschnitt G des Teils II. der Anlage 7 zu den AVR 

In § 6 Abschnitt G des Teils II. der Anlage 7 zu den AVR wird das Datum  

„31. Juli 2025“ jeweils durch das Datum „31. Juli 2026“ ersetzt. 

 

III. Inkrafttreten 

Die Änderungen treten zum 1. Juli 2025 in Kraft. 

 

 

B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Mit den obigen Änderungen werden die Regelungen nach den Abschnitten F und G des Teils II. der 

Anlage 7 zu den AVR unverändert um ein Jahr, bis zum 31. Juli 2026, verlängert. Die vorhergehende 

Befristung läuft am 31. Juli 2025 aus. 

 

C. 

Beschlusskompetenz 
 

Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-

Ordnung. Es handelt sich nicht um eine reine Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile, des 

Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 

3 Satz 1 AK-Ordnung. 

 

* * * 

 

Bad Hersfeld, 5. Juni 2025 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  

 

 

+++ 
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Verlängerung der Befristung des Abschnittes I des Teils II. Anlage 7 zu den AVR 

 

A. 

Beschlusstext: 
 

I. Änderung in Abschnitt I des Teils II. der Anlage 7 zu den AVR 

In § 5 Abschnitt I des Teils II. der Anlage 7 zu den AVR wird das Datum  

„31. Juli 2025“ jeweils durch das Datum „31. Juli 2027“ ersetzt. Der so geänderte Regelungstext lautet 

wie folgt: 

„§ 5 Befristung der Regelung und Kompetenzübertragung 

(1) 1Die Regelungen dieses Abschnitts sind befristet bis zum 31. Juli 2027. 2Sie gelten für bis dahin 

begonnene Ausbildungsverhältnisse bis zu deren Beendigung fort.  
 

(2) 1Die Bundeskommission überträgt nach § 13 Abs. 6 AK-O befristet bis zum 31. Juli 2027 den 

Regionalkommissionen die Kompetenz zur Festsetzung der Anwendung dieses Abschnitts und der 

Ausbildungsvergütungen im Sinne der § 1 und § 3 Abs. 1 Abschnitt I des Teils II. der Anlage 7. 2Die 

von den Regionalkommissionen vorgenommenen Festsetzungen gelten nach dem 31. Juli 2027 für bis 

dahin begonnene Ausbildungsverhältnisse bis zu deren Beendigung fort. 3Soweit am 31. Juli 2021 

bereits aufgrund bis dahin bestehender Kompetenzübertragung zur Regelung der 

Ausbildungsverhältnisse der Ausbildung zum Heilerziehungspfleger Regelungen und Festsetzungen 

durch einzelne Regionalkommissionen vorgenommen wurden, gelten deren Regelungen bis zu einer 

neuerlichen Festsetzung fort, auch soweit sie von den Regelungen dieses Abschnittes abweichen.“ 

 

II. Inkrafttreten 

Die Änderung tritt zum 1. Juli 2025 in Kraft. 

 

 

B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Mit den obigen Änderungen werden die Regelungen und die Kompetenzübertragung nach Abschnitt I 

des Teils II. der Anlage 7 zu den AVR unverändert um zwei Jahre, bis zum 31. Juli 2027, verlängert. 

Die vorhergehende Befristung läuft am 31. Juli 2025 aus. 

 

C. 

Beschlusskompetenz 
 

Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-

Ordnung. Es handelt sich nicht um eine reine Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile, des 

Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 

3 Satz 1 AK-Ordnung. Die Kompetenz zur Übertragung der Kompetenz der Inkraftsetzung des 

Abschnittes, und der Festsetzung der Vergütungswerte ohne mittlere Werte ergibt sich aus § 13 Absatz 

6 Satz 1 2. Alt. AK-Ordnung. 
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* * * 

 

Bad Hersfeld, 5. Juni 2025 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  

 

 

+++ 

 

Änderungen in Anlagen 1 und 33 zu den AVR 

  

A. 

Beschlusstext: 
 

I. Änderung in Abschnitt Ic der Anlage 1 zu den AVR 

Der Abschnitt Ic der Anlage 1 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst: 

„Ic Eingruppierung bei nicht erfüllter Ausbildungsvoraussetzung  
1Ist in einem Tätigkeitsmerkmal eine Vorbildung oder Ausbildung als Anforderung bestimmt, sind 

Mitarbeiter, die die geforderte Vorbildung oder Ausbildung nicht besitzen,   

• wenn im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist,  

• wenn nicht auch „sonstige Mitarbeiter“ von diesem Tätigkeitsmerkmal erfasst werden oder  

• wenn auch „sonstige Mitarbeiter“ von diesem Tätigkeitsmerkmal erfasst werden, diese 

Mitarbeiter jedoch nicht die Voraussetzungen des „sonstigen Mitarbeiters“ erfüllen, 

bei Erfüllung der sonstigen Anforderungen dieses Tätigkeitsmerkmals in der nächst niedrigeren 

Vergütungsgruppe bzw. Entgeltgruppe eingruppiert. 2Satz 1 gilt entsprechend für Tätigkeitsmerkmale, 

die bei Erfüllung qualifizierter Anforderungen eine höhere Eingruppierung vorsehen. 3Satz 1 gilt nicht, 

wenn die Vergütungsgruppen- bzw. Entgeltordnung für diesen Fall ein Tätigkeitsmerkmal (z.B. „in der 

Tätigkeit von …“) enthält. 

 

II. Änderung in § 1 der Anlage 33 zu den AVR 

In § 1 Absatz 2 Satz 2 der Anlage 33 zu den AVR wird die Angabe „Ic“ gestrichen. Der so geänderte 

Satz 2 lautet wie folgt: 

„2Abschnitte Ia, IIIA, V, VII und XIV der Anlage 1, Anlagen 1b, 2d, 3, 6 und 6a sowie § 4 und §§ 6 bis 

9 der Anlage 14 finden keine Anwendung.“ 

 

III. Inkrafttreten 

Die Änderungen treten zum 1. Juli 2025 in Kraft. 
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B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Mit den obigen Änderungen wird der Regelungstext des Abschnitts Ic der Anlage 1 zu den AVR insofern 

modernisiert, als dass er an die Systematik der Eingruppierung nach Entgeltgruppen angepasst wird, 

gleichzeitig aber auch die Eingruppierung in die Vergütungsgruppen erfasst.   
 

Ferner findet Abschnitt Ic der Anlage 1 zu den AVR nun auch für die Anlage 33 zu den AVR An-

wendung. Das entspricht dem Grundsatz, wie er bereits für die Anlagen 30, 31 und 32 zu den AVR gilt, 

dort jeweils § 1 Absatz 2 Satz 2.  

Für die Ungleichbehandlung zwischen den Anlagen bezüglich der Geltung des Abschnitts Ic der Anlage 

1 zu den AVR besteht kein sachlicher Grund. 

 

C. 

Beschlusskompetenz 
 

Die Kompetenz der Bundeskommission besteht nach § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung. Die Regelung 

betrifft Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es 

handelt sich nicht um eine Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der 

regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 3 S. 1 AK-

Ordnung. 

 

* * * 

 

Bad Hersfeld, 5. Juni 2025 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  

 

 

+++ 

 

Änderungen in der Anlage 33 zu den AVR 

 

A. 

Beschlusstext: 

 

I. Änderung in Anhang B der Anlage 33 zu den AVR 

1. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird den „Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 

Entgeltgruppen S 2 bis S 18 (Anhang B zur Anlage 33)“ die Anmerkung 32 neu hinzugefügt: 

„32. 1Der Dienstgeber kann zur Deckung des Personalbedarfs eine monatliche Zulage an den Mitarbeiter 

zahlen, deren Höhe mindestens 180,00 Euro betragen soll. 2Die Regelung ist befristet bis zum 31. 

Dezember 2027.“ 
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2. Die vorstehende Anmerkung 32 wird den Entgeltgruppen S 12 Fallgruppen 2 bis 5, S 13 Fallgruppen 

6 bis 8, S 15 Fallgruppen 8 bis 12, S 16 Fall-gruppen 5 bis 10, S 17 Fallgruppen 4 und 7 bis 13 sowie S 

18 Fallgruppen 3 bis 7 als Hochziffer zugeordnet. 

 

II. Inkrafttreten 

Die Änderungen treten zum 1. Juli 2025 in Kraft. 

 

 

B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Mit den obigen Änderungen können Dienstgeber zur Deckung des Personalbedarfs Leitern von 

Kindertagesstätten, Werkstätten und Heimen der Erziehungs-, Behinderten- oder Gefährdetenhilfe eine 

monatliche Zulage zahlen. Ebenfalls können Dienstgeber zur Deckung des Personalbedarfs als ständige 

Vertreter der oben genannten Leitungen bestellte Personen, eine monatliche Zulage zahlen. Deren Höhe 

soll mindestens 180,00 Euro betragen.  
 

Die von der neuen Anmerkung 32 erfassten Leiter von Kindertagesstätten, Werkstätten und Heimen der 

Erziehungs-, Behinderten- oder Gefährdetenhilfe und Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung 

als ständige Vertreter von Leitern bestellte Personen, erhalten keine SuE-Zulage gemäß § 11 Abs. 5 der 

Anlage 33 zu den AVR. 

 

C. 

Beschlusskompetenz 
 

Die Kompetenz der Bundeskommission besteht nach § 13 Abs. 1 AK-Ordnung. Die Regelung betrifft 

Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt 

sich um eine Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile im Sinne des  

§ 13 Abs. 3 S. 1 AK-Ordnung. 

 

* * * 

 

Bad Hersfeld, 5. Juni 2025 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  

 

+++ 

 

Änderung Anmerkungen 30 und 31 Anhang B der Anlage 33 AVR 

 

A. 

Beschlusstext: 
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I. Änderung in Anhang B der Anlage 33 zu den AVR 

1. In der Anmerkung 30 des Anhangs B der Anlage 33 zu den AVR wird der  

 Betrag „150,00 Euro“ durch den Betrag „180,00 Euro“ ersetzt. 
 

2. In der Anmerkung 31 des Anhangs B der Anlage 33 zu den AVR wird der  

 Betrag „80,00 Euro“ durch den Betrag „180,00 Euro“ ersetzt. 

 

II. Inkrafttreten 

Die Änderungen treten zum 1. Juli 2025 in Kraft. 

 

B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Mit den obigen Änderungen werden die Beträge der beiden monatlichen Zulagen, die der Dienstgeber 

zur Deckung des Personalbedarfs an die von der Anmerkung erfassten Mitarbeiter zahlen kann, erhöht 

auf nunmehr mindestens 180,00 Euro. Bezüglich des TVöD SuE besteht keine Tarifautomatik 

gegenüber den AVR Caritas, daher besteht die Möglichkeit, dass die Erhöhung im Rahmen der nächsten 

Tarifrunde wegfällt, deswegen erfolgt keine Befristung der Erhöhung. 

 

 

C. 

Beschlusskompetenz 
 

Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-

Ordnung. Es handelt sich um die Festlegung der Höhe der mittleren Werte der Vergütungsbestandteile 

im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. 

 

* * * 

 

Bad Hersfeld, 5. Juni 2025 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

 

 

+++ 

 

Verlängerungen und Befristungen von Kompetenzübertragungen an die  

Regionalkommission Bayern 

 

Regelung der Vergütung für Berufspraktikantinnen und -praktikanten innerhalb der  

Ausbildung / Fortbildung zum Betriebswirt, zur Betriebswirtin für Ernährung und  

Versorgungsmanagement 
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A. 

Beschlusstext: 
 

I. Verlängerung und Befristung der Kompetenzübertragung zur Regelung der Vergütung für 

Berufspraktikantinnen und -praktikanten innerhalb der Ausbildung/ Fortbildung zum 

Betriebswirt, zur Betriebswirtin für Ernährung und Versorgungsmanagement: 
 

Die Bundeskommission überträgt erneut gem. § 13 Abs. 6 Satz 1 2. Alternative AK-Ordnung vom 1. 

Januar 2026 befristet bis 31. Dezember 2029 die Kompetenz zur Regelung der Vergütung für 

Berufspraktikantinnen und -praktikanten innerhalb der Ausbildung / Fortbildung zum Betriebswirt, zur 

Betriebswirtin für Ernährung und Versorgungsmanagement für den Bereich der Regionalkommission 

Bayern auf die Regionalkommission Bayern. 

 

II. Inkrafttreten 

Der Beschluss tritt zum 5. Juni 2025 in Kraft. 

 

B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Mit der erneuten Kompetenzübertragung durch die Bundeskommission wird die durch Beschluss der 

Bundeskommission vom 7. Oktober 2021 auf die Regionalkommission Bayern bereits übertragene 

Kompetenz zur Regelung der Vergütung für Berufspraktikantinnen und -praktikanten innerhalb der 

Ausbildung / Fortbildung zum Betriebswirt, zur Betriebswirtin für Ernährung und 

Versorgungsmanagement über das festgesetzte Fristenende 31. Dezember 2025 hinaus bis 31. Dezember 

2029 verlängert.   
 

Dem liegt unverändert der Umstand zugrunde, dass in den bayerischen Einrichtungen schon derzeit 

Berufspraktikanten und -praktikantinnen im Rahmen deren Ausbildung zum Betriebswirt, zur 

Betriebswirtin für Ernährung und Versorgungsmanagement an den bayerischen Fachakademien für 

Ernährungs- und Versorgungsmanagement beschäftigt werden.  
 

Diese Ausbildung ist aber zurzeit immer noch nicht in der Anlage 7 zu den AVR enthalten und eine 

Regelung in absehbarer Zeit nicht ersichtlich. Insbesondere zur weiteren und durchgängigen 

Refinanzierung ist daher eine tarifliche Regelung für den Bereich der Regionalkommission Bayern 

erforderlich und geboten. 
 

Mit der Beschlussfassung für den Fall der Kompetenzübertragung wird diese zeitnah umgesetzt. 

 

C. 

Beschlusskompetenz 
 

Es handelt sich um eine Rechtsnorm über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-

Ordnung und fällt damit in die Regelungszuständigkeit der Bundeskommission nach § 13 Abs. 1 AK-

Ordnung. Nach § 13 Abs. 6 Satz 1 2. Alternative AK-Ordnung kann die Bundes-kommission durch 

Beschluss eigene Regelungszuständigkeiten befristet an eine oder mehrere Regionalkommissionen 

übertragen. 
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* * * 

 

Bad Hersfeld, 5. Juni 2025 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

 

+++ 

 

Verlängerungen und Befristungen von Kompetenzübertragungen an die  

Regionalkommission Bayern 

 

Regelung des Berufspraktikums „Pädagogische Fachkraft für  

Grundschulkindbetreuung“ und die Eingruppierung dieser Fachkräfte  

 

A. 

Beschlusstext: 
 

I. Verlängerung und Befristung der Kompetenzübertragung zur Regelung des Berufspraktikums 

„Pädagogische Fachkraft für Grundschulkindbetreuung“ und die Eingruppierung dieser 

Fachkräfte 

Die Bundeskommission überträgt gem. § 13 Abs. 6 Satz 1 2. Alternative AK-Ordnung erneut vom 1. 

Januar 2026 befristet bis 31. Dezember 2029 die Kompetenz zur Regelung des Berufspraktikums 

„Pädagogische Fachkraft für Grundschulkindbetreuung“ und die Eingruppierung dieser Fachkräfte für 

den Bereich der Regionalkommission Bayern auf die Regionalkommission Bayern. 

 

II. Inkrafttreten 

Der Beschluss tritt zum 5. Juni 2025 in Kraft. 

 

B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Mit der erneuten Kompetenzübertragung durch die Bundeskommission wird die durch Beschluss der 

Bundeskommission vom 7. Oktober 2021 auf die Regionalkommission Bayern bereits übertragene 

Kompetenz zur Regelung des Berufspraktikums Pädagogische Fachkraft für Grundschulkindbetreuung 

und die Eingruppierung dieser Fachkräfte über das festgesetzte Fristenende 31. Dezember 2025 hinaus 

bis 31. Dezember 2029 verlängert.   
 

Dem liegt weiterhin die landesspezifische Rechtslage zugrunde, dass unter anderem zur Sicher-stellung 

einer ganztägigen Betreuung im Grundschulbereich das Land Bayern im Rahmen eines Schulversuches 

beginnend mit dem Schuljahr 2021/2020 einen zweijährigen Fachschulausbildungsgang zur staatlich 

anerkannten „Pädagogischen Fachkraft für Grundschulkindbetreuung“ eingerichtet hat (Schulversuch 

„Pädagogische Fachkraft für Grundschulkindbetreuung“ Bekanntmachung des Bayerischen 

Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vom 5. November 2019, Az. VI.5-BS9641-5-7a.100 586 
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(BayMBl. Nr. 496). Dieser Schulversuch, der an besonderen Fachakademien für Sozialpädagogik 

eingerichteten Fachschulen durchgeführt wird, setzt eine abgeschlossene mind. zweijährige 

Berufsausbildung voraus. Das dort innerhalb der zweijährigen Ausbildung vorgesehene einjährige 

Berufspraktikum wird in hoher Zahl auch in den AVR-anwendenden Einrichtungen in Bayern 

angeboten. Hieraus resultiert bei durch das Land Bayern geregelter Refinanzierung nach wie vor ein 

Regelungsbedarf dieser Berufspraktikumsverhältnisse in den AVR. Der Eintritt in den Schulversuch ist 

nach derzeitiger Regelung für Teilnehmerinnen und Teilnehmer letztmalig zum Schuljahr 2029/2030 

möglich. Insofern ist die bisherige befristete Regelung in den AVR entsprechend für den Bereich der 

RK Bayern anzupassen und zu verlängern. 
 

Mit dem Abschluss werden die „Pädagogischen Fachkräfte für Grundschulkindbetreuung“ auch 

eingesetzt. Daher ist zugleich mangels einer absehbaren und zeitnahen Tarifierung dieser Berufsgruppe 

in den AVR die bisherige durch die Nutzung bestehende Kompetenzübertragung für die 

Regionalkommission Bayern bestehende Regelung zur Eingruppierung befristet bis 31. Dezember 2029 

fortzuführen. 

 

C. 

Beschlusskompetenz 
 

Es handelt sich um eine Rechtsnorm über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-

Ordnung und fällt damit in die Regelungszuständigkeit der Bundeskommission nach § 13 Abs. 1 AK-

Ordnung. Nach § 13 Abs. 6 Satz 1 2. Alternative AK-Ordnung kann die Bundes-kommission durch 

Beschluss eigene Regelungszuständigkeiten befristet an eine oder mehrere Regionalkommissionen 

übertragen. 

 

* * * 

 

Bad Hersfeld, 5. Juni 2025 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  

 

 

+++ 

 

Verlängerungen und Befristungen von Kompetenzübertragungen an die  

Regionalkommission Bayern 

 

Regelung zur Tarifierung des Sozialpädagogischen Einführungsjahres (SEJ) innerhalb der 

Erzieherausbildung 

  

A. 

Beschlusstext: 
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I. Verlängerung und Befristung der Kompetenzübertragung zur Regelung der Tarifierung des 

Sozialpädagogischen Einführungsjahres (SEJ) innerhalb der Erzieherausbildung: 

Die Bundeskommission überträgt nach § 13 Abs. 6 Satz 1 2. Alternative AK-Ordnung erneut vom 1. 

Januar 2026 befristet bis 31. Dezember 2029 die Kompetenz zur Regelung der Tarifierung des 

Sozialpädagogischen Einführungsjahres (SEJ) innerhalb der Erzieherausbildung für den Bereich der 

Regionalkommission Bayern auf die Regionalkommission Bayern. 

 

II. Inkrafttreten 

Der Beschluss tritt zum 5. Juni 2025 in Kraft. 

 

B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Mit der erneuten Kompetenzübertragung durch die Bundeskommission wird die durch Beschluss der 

Bundeskommission vom 7. Oktober 2021 auf die Regionalkommission Bayern bereits übertragene 

Kompetenz zur Regelung der Tarifierung des Sozialpädagogischen Einführungsjahres (SEJ) über das 

festgesetzte Fristenende 31. Dezember 2025 hinaus inhaltsgleich bis 31. Dezember 2029 verlängert.   
 

Dem liegt unverändert die landespezifische Regelung zugrunde, dass nach der bayrischen 

Fachakademieordnung vom 18. Juni 2021 die Aufnahmevoraussetzung in die Fachakademie für 

Sozialpädagogik dahingehend modifiziert wurden, dass als erforderliche einschlägige berufliche 

Vorbildung anstatt durch die bisherige erfolgreiche Teilnahme an einem zweijährigen 

Sozialpädagogischen Seminar mit einem möglichen Abschluss als Kinderpfleger durch die erfolgreiche 

Teilnahme an einem einjährigen sog. Sozialpädagogischen Einführungsjahr (SEJ) an der Fach-akademie 

für Sozialpädagogik erfolgen kann. Das SEJ gliedert sich in einen überwiegend theoretischen Teil – 

Unterricht an der Fachakademie – und einen fachpraktischen Teil – Tätigkeit in der sozialpädagogischen 

Einrichtung (sozialpädagogische Praxis). Der fachpraktische Teil wird regelmäßig in Einrichtungen 

absolviert, die AVR anwenden.  
 

Da in den AVR eine entsprechende Regelung für das SEJ weiterhin fehlt, ist Weiterführung der 

Regelung den Bereich der Regionalkommission Bayern erforderlich und geboten. 
 

Durch die Verlängerung der Befristung bis zum 31. Dezember 2029 wird auch die Bestimmung zum 

Heilerziehungspflegerischen Einführungsjahr (HEJ) in § 6 Satz 4 des Abschnittes I des Teils II. Anlage 

7 in der im Bereich der Regionalkommission Bayern geltenden Fassung abgesichert, die auf die hier 

verlängerte Regelung zum SEJ verweist. 

 

C. 

Beschlusskompetenz 
 

Es handelt sich um eine Rechtsnorm über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-

Ordnung. und fällt damit in die Regelungszuständigkeit der Bundeskommission nach § 13 Abs. 1 AK-

Ordnung. Nach § 13 Abs. 6 Satz 1 2. Alternative AK-Ordnung kann die Bundes-kommission durch 

Beschluss eigene Regelungszuständigkeiten befristet an eine oder mehrere Regionalkommissionen 

übertragen. 

* * * 
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Bad Hersfeld, 5. Juni 2025 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

 

+++ 

 

Aufforderungsbeschluss der Regionalkommission Mitte 

 Verlängerung der Frist zur Kompetenzübertragung „§ 2 Abs.1 der Anlage 20 zu den AVR“ auf 

die Regionalkommissionen 

  

A. 

Beschlusstext: 
 

I. Verlängerung der Frist zur Übertragung der Regelungszuständigkeit auf 

Regionalkommissionen: 

Gemäß § 13 Abs. 6 Satz 1 Alternative 2 AK-Ordnung wird an die Regionalkommissionen die 

Regelungszuständigkeit zur Regelung der Arbeitsbedingungen bzw. Vergütungsregelungen – 

ausgenommen der Bestimmungen über die betriebliche Altersversorgung – von Mitarbeitern nach § 1 

Abs. 2 der Anlage 20 zu den AVR in Inklusionsbetrieben mit Tätigkeitsfeldern, für die Tarifverträge im 

Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 der Anlage 20 zu den AVR nicht bestehen, mit Wirkung zum 1. Juni 2020 

mit folgenden Maßgaben übertragen: 
 

- den Dienstverträgen können als Mindestinhalt auch die branchenüblichen, regional geltenden 

Arbeitsbedingungen bzw. Vergütungsregelungen zu Grunde gelegt werden;  

- Dienstgeber müssen für die Anwendung dieser Regelung bei der zuständigen Regionalkommission der 

Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes einen in Textform zu begründenden 

Antrag stellen;  

- die Regionalkommission kann vom Dienstgeber geeignete Unterlagen anfordern;  

- die Regionalkommission entscheidet über einen solchen Antrag innerhalb von sechs Monaten durch 

Beschluss;  

- die Regionalkommission hat – soweit sie Abweichungen von den Bestimmungen der AVR zulässt – 

diese zeitlich zu befristen;  

- die sechsmonatige Bearbeitungsfrist beginnt mit der Feststellung des Eingangs der Antragsunterlagen 

durch die Kommissionsgeschäftsstelle;  

- bis zu einer Entscheidung der Regionalkommission über einen solchen Antrag gelten die 

ursprünglichen arbeitsvertraglichen Regelungen weiter.  
 

Die Übertragung der Regelungszuständigkeit ist befristet bis zum 31. Dezember 2030.“ 

 

II. Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 5. Juni 2025 in Kraft. 
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B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Mit der Verlängerung der Kompetenzübertragung können die Regionalkommissionen weiterhin 

Regelungen zu Arbeitsbedingungen bzw. Vergütungsregelungen – ausgenommen der Bestimmungen 

über die betriebliche Altersversorgung – von Mitarbeitern nach § 1 Abs. 2 der Anlage 20 zu den AVR 

in Inklusionsbetrieben mit Tätigkeitsfeldern, für die Tarifverträge im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 der 

Anlage 20 zu den AVR nicht bestehen, beschließen. 

 

C. 

Beschlusskompetenz 
 

Die Bundeskommission hat gemäß § 13 Abs. 1 AK-Ordnung eine umfassende Regelungszuständigkeit 

mit Ausnahme der Bereiche, die nach § 13 Abs. 3 AK-Ordnung ausschließlich den 

Regionalkommissionen zugewiesen sind. Da den Regionalkommissionen die Festlegung der Höhe aller 

Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des 

Erholungsurlaubs sowie die Zuständigkeit für Regelungen der Beschäftigungssicherung übertragen 

wurden (§ 13 Abs. 4 AK-Ordnung), ergibt sich hieraus im Umkehrschluss eine Zuständigkeit der 

Bundeskommission für alle sonstigen, das heißt manteltariflichen bzw. strukturellen 

Regelungsgegenstände. 
 

Das vorliegende Regelungsansinnen sieht Änderungen in den AVR vor, die die Struktur betreffen und 

somit in die Zuständigkeit der Bundeskommission fallen. Nach § 13 Abs. 6 Satz 1 Alternative 2 AK-

Ordnung kann die Bundeskommission durch Beschluss eigene Regelungszuständigkeiten befristet an 

eine oder mehrere Regionalkommissionen übertragen.  

 

* * * 

 

Bad Hersfeld, 5. Juni 2025 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

 

+++ 

 

Inkraftsetzung für das Bistum Speyer 

Die vorstehenden Beschlüsse der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission setze ich 

hiermit für das Bistum Speyer in Kraft. 

 

Speyer, 22. August .2025 

 

+ Dr. Karl-Heinz Wiesemann 

Bischof von Speyer 
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54 Beschlüsse der Regionalkommission Mitte vom 26. Juni 2025 

Die Regionalkommission Mitte  

beschließt: 

 
 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte / Festsetzung der Vergütung 

Für den Bereich der Regionalkommission Mitte werden die mittleren Werte, die im Beschluss der 

Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 5. Juni 2025 zur „Änderung 

Anmerkungen 30 und 31 Anhang B der Anlage 33 AVR“ enthalten sind, in derselben Höhe und zu 

denselben Zeitpunkten als neue Werte festgesetzt. 

 

II. Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 1. Juli 2025 in Kraft. 

 

 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Der Beschluss beinhaltet die Erhöhung der in den Anmerkungen 30 und 31 genannten Zulagen auf 

jeweils mindestens 180,00 Euro. 

Basis der im Beschluss enthaltenen Verweise ist die in der Bundeskommission am 5. Juni 2025 

beschlossene Beschlussvorlage zur Erhöhung der Zulagen. Die Regionalkommission ist für die 

Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile zuständig, § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. 

 

Fulda, den 26. Juni 2025 

 

gez. 

Matthias Bausch 

Vorsitzender der Regionalkommission Mitte 

 

* * * 

 

In Ausübung der Kompetenzübertragung durch die Bundeskommission mit Beschluss vom 5. Juni 

2025 unter TOP 5.8 zu § 2 Abs.1 der Anlage 20 beschließt die Regionalkommission Mitte 

 

Anlage 20 Besondere Regelungen für Mitarbeiter in Inklusionsbetrieben/ Öffnung für 

branchenübliche, regional geltende Arbeitsbedingungen 

 

I. In § 2 Absatz 1 der Anlage 20 wird das Datum „31.Dezember 2025“ in Satz 9 durch das Datum 

„31. Dezember 2030“ ersetzt. 

 

II. Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 1. Juni 2025 in Kraft. 
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Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Mit der Verlängerung der Kompetenzübertragung durch die Bundeskommission am 5.Juni können die 

Regionalkommissionen weiterhin Regelungen zu Arbeitsbedingungen bzw. Vergütungsregelungen – 

ausgenommen der Bestimmungen über die betriebliche Altersversorgung – von Mitarbeitern nach § 1 

Abs. 2 der Anlage 20 zu den AVR in Inklu-sionsbetrieben mit Tätigkeitsfeldern, für die Tarifverträge 

im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 der Anlage 20 zu den AVR nicht bestehen, beschließen. Von dieser 

Kompetenzübertragung macht die Regionalkommission Mitte mit dem Beschluss Gebrauch. 

 

Fulda, den 26. Juni 2025 

 

gez. 

Matthias Bausch 

Vorsitzender der Regionalkommission Mitte 

 

* * * 

 

Die Regionalkommission Mitte 

beschließt: 
 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte / Festsetzung der Vergütung 

Für den Bereich der Regionalkommission Mitte wird der mittlere Wert, der im Beschluss der 

Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 5. Juni 2025 zur „Änderungen in der 

Anlage 33 zu den AVR“ enthalten ist, in derselben Höhe und zu denselben Zeitpunkten als neuer Wert 

festgesetzt. 

 

II. Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 1. Juli 2025 in Kraft. 

 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

Der Beschluss beinhaltet die Einführung einer Kann-Zulage in Höhe von mindestens 180,00 Euro für 

Leitungskräfte und deren bestellte, ständige Vertreter als neue Anmerkung 32 der Anmerkungen zu den 

Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 12 bis S 18 (Anhang B zur Anlage 33). Die neu eingeführte 

Zulage für Leitungskräfte und als deren ständige Vertreter bestellte Personen kann zur Deckung des 

Personalbedarfs gewährt werden. Diese neue Zulage ist befristet bis zum 31. Dezember 2027. 
  

Basis der im Beschluss enthaltenen Verweise ist die in der Bundeskommission am 5. Juni 2025 

beschlossene Beschlussvorlage zur Einführung der Zulage. Die Regionalkommission ist für die 

Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile zuständig, § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. 

 

Fulda, den 26. Juni 2025 

 

gez. 

Matthias Bausch 
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Vorsitzender der Regionalkommission Mitte 

 

* * * 

 

Tarifrunde 2025 – Teil 1 

 

Die Regionalkommission Mitte 

beschließt: 
 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte / Festsetzung der Vergütung 

Für den Bereich der Regionalkommission Mitte werden die mittleren Werte, die in A.I. - IV. i.V.m. dem 

Tabellenanhang des Beschlusses der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 5. 

Juni 2025 zu „Tarifrunde 2025 – Teil 1“ enthalten sind, in derselben Höhe und zu denselben Zeitpunkten 

als neue Werte festgesetzt. 

 

II. Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 1. Juli 2025 in Kraft. 

 

 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Der Beschluss beinhaltet die Übernahme des Beschlusses der Bundeskommission zur aktuellen 

Tarifrunde 2025 – Teil 1. Damit werden die Vergütungswerte für Mitarbeitende der Anlagen 2, 2d, 2e, 

31 bis 33 zu den AVR erhöht. Weitere Elemente der aktuellen Tarifrunde sind einem folgenden Teil 2 

vorbehalten. 
 

Die Regionalkommission ist für die Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile zuständig gemäß 

§ 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. 

 

Fulda, den 26. Juni 2025 

 

gez. 

Matthias Bausch 

Vorsitzender der Regionalkommission Mitte 

 

* * * 

 

Tarifrunde Ärzte 2024–2026 

 

Die Regionalkommission Mitte 

beschließt: 
 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte / Festsetzung der Vergütung 

Für den Bereich der Regionalkommission Mitte werden die mittleren Werte, die in A. I. bis III. des 

Beschlusses der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 5. Juni 2025 zur 
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„Tarifrunde Ärzte 2024 bis 2026“ enthalten sind, in derselben Höhe und zu denselben Zeitpunkten als 

neue Werte festgesetzt. 

 

II. Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 1. Juli 2025 in Kraft. 

 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Der Beschluss beinhaltet Erhöhungen der Vergütungswerte für den Bereich der Regionalkommission 

Mitte im Rahmen der aktuellen Ärzte-Tarifrunde 2024 bis 2026. Basis ist der Beschluss der 

Bundeskommission zur Ärztetarifrunde 2024 - 2026. 
 

Die Regionalkommission ist für die Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile zuständig gemäß 

§ 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. 

 

Fulda, den 26. Juni 2025 

 

gez. 

Matthias Bausch 

Vorsitzender der Regionalkommission Mitte 

 

* * * 

 

Inkraftsetzung für das Bistum Speyer 

Die vorstehenden Beschlüsse der Regionalkommission Mitte setze ich hiermit für das Bistum Speyer 

in Kraft. 

 

Speyer, 22. August 2025 

 

+ Dr. Karl-Heinz Wiesemann 

Bischof von Speyer 

 

 

55 Profanierung der Kirche St. Chrodegang in Reichenbrunn 
 

Profanierungsdekret 

Az.: Z/3-7/1/2025 
 

Die Pfarrei Hl. Martin St. Ingbert-Rohrbach hat ihren Bestand an Kirchen überprüft, insbesondere 

unter den Gesichtspunkten der pastoralen Erfordernisse und der wirtschaftlichen Möglichkeiten. Im 

Zuge dieser Überprüfung wurde die Abgabe der 1966 errichteten Kirche St. Chrodegang in 

Reichenbrunn zu profaner Nutzung beschlossen. Gemeindeausschuss sowie Pfarreirat wurden gehört 

und der Verwaltungsrat hat die Maßnahme beschlossen. Nach Anhörung des Priesterrates gemäß 

can. 1222 § 2 CIC, der der Profanierung zustimmte, ordne ich auf Antrag des Pfarrers Folgendes an: 
 



OVB Speyer 8/2025  217 

1. Die Kirche St. Chrodegang in Reichenbrunn wird für profan erklärt. Sie verliert damit gemäß 

can. 1212 CIC ihre Weihe und wird auf Dauer profanem Gebrauch zugeführt. 
 

2. Der Zelebrationsaltar wird ebenfalls gemäß can. 1238 § 1 CIC für profan erklärt. Vorhandene 

Reliquien sind zu exhumieren und dem bischöflichen Sekretariat zu überstellen. 
 

3. Die Profanierung wird wirksam mit dem Ende des Profanierungsgottesdienstes am 

05.07.2025, bei dem in würdiger Weise das Allerheiligste aus der Kirche entfernt wird. 
 

4. Alle liturgischen Einrichtungsgegenstände und alle anderen sakralen Gegenstände 

 müssen aus der Kirche entfernt und an einem würdigen Ort aufbewahrt werden. Sie 

 können an einem anderen Ort ihrer Bestimmung gemäß verwendet werden 

 entsprechend den Festlegungen im Verzeichnis des Profanierungsinventars. 
 

Diese Urkunde wird in dreifacher Ausfertigung erstellt. 

 

Speyer, 16. Juni 2025 

+ Dr. Karl-Heinz Wiesemann 

       Bischof von Speyer 

 
 
56 Profanierung der Kirche Hl. Hildegard in Schmittweiler 
 

Profanierungsdekret 

Az.: 2/5 – 7/24 

 

Die Pfarrei Hl. Disibod Feilbingert hat ihren Bestand an Kirchen überprüft, insbesondere unter den 

Gesichtspunkten der pastoralen Erfordernisse und der wirtschaftlichen Möglichkeiten. Auf dieser 

Grundlage hat sie nach einem breit angelegten Diskussionsprozess in den pfarrlichen Gremien die 

Abgabe der 1930 errichteten neugotischen Kirche St. Hildegard in Schmittweiler zu profaner Nutzung 

beschlossen. Gemeindeausschuss, Pfarreirat und Verwaltungsrat haben diese Maßnahme jeweils 

mehrheitlich beschlossen. Nach Anhörung des Priesterrates gemäß can. 1222 § 2 CIC, der der 

Profanierung zustimmte, ordne ich auf Antrag des Pfarrers Folgendes an: 
 

 

1. Die Kirche St. Hildegard in Schmittweiler wird für profan erklärt. Sie verliert damit gemäß 

can. 1212 CIC ihre Weihe und wird auf Dauer profanem Gebrauch zugeführt. 
 

2. Der Zelebrationsaltar wird ebenfalls gemäß can. 1238 § 1 CIC für profan erklärt. Vorhandene 

Reliquien sind zu exhumieren und dem bischöflichen Sekretariat zu überstellen. 
 

3. Die Profanierung wird wirksam mit dem Ende des Profanierungsgottesdienstes am 17.09.2025, 

bei dem in würdiger Weise das Allerheiligste aus der Kirche entfernt wird. 
 

4. Alle liturgischen Einrichtungsgegenstände und alle anderen sakralen Gegenstände müssen aus 

der Kirche entfernt und an einem würdigen Ort aufbewahrt werden. Sie können an einem 

anderen Ort ihrer Bestimmung gemäß verwendet werden entsprechend den Festlegungen im 

Verzeichnis des Profanierungsinventars. 
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Diese Urkunde wird in dreifacher Ausfertigung erstellt. 

 

Speyer, 11. August 2025 

 + Dr. Karl-Heinz Wiesemann 

       Bischof von Speyer 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gemäß can. 1734 §§ 1 und 2 CIC kann innerhalb von zehn Tagen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt die 

Abänderung oder die Rücknahme dieses Dekrets beantragt werden. Der Antrag ist zu richten an den Bischof von 

Speyer, Domplatz 2, 67346 Speyer. 

 

 

 

57 Profanierung der Kirche Herz Mariä in St. Ingbert 
 

Profanierungsdekret 

Az.: 2/5 – 3/25 
 

Die Pfarrei Hl. Ingobertus in St. Ingbert hat im Rahmen ihres Pastoralen Konzeptes ihren Bestand an 

Kirchen und profanen Immobilien überprüft, insbesondere unter den Kriterien der pastoralen 

Erfordernisse und der wirtschaftlichen und personellen Möglichkeiten. Auf dieser Grundlage hat sie ein 

detailliertes Gebäudekonzept erarbeitet, das nach einem breit angelegten Diskussionsprozess in den 

pfarrlichen Gremien sowie in einer Pfarrversammlung verabschiedet wurde. Ein wesentlicher Eckpunkt 

des Konzeptes ist die Abgabe der Kirche Herz Mariä zu profaner Nutzung. Der Gemeindeausschuss 

wurde gehört; Pfarreirat und Verwaltungsrat haben diese Maßnahme jeweils ohne Gegenstimme 

beschlossen. Nach Anhörung des Priesterrates gemäß can. 1222 § 2 CIC, der der Profanierung 

zustimmte, ordne ich auf Antrag des Pfarrers daher hiermit Folgendes an: 
 

1.  Die Kirche Herz Mariä in St. Ingbert wird für profan erklärt. Sie verliert gemäß  can. 1212 CIC 

ihre Weihe und wird auf Dauer profanem Gebrauch zugeführt. 
 

2.  Der Zelebrationsaltar wird ebenfalls gemäß can. 1238 § 1 CIC für profan erklärt. Die 

 Reliquien sind zu exhumieren und dem bischöflichen Sekretariat zu überstellen. 
 

3.  Die Profanierung wird wirksam mit dem Ende des Profanierungsgottesdienstes am   

15.11.2025, bei dem in würdiger Weise das Allerheiligste aus der Kirche entfernt wird. 
 

4.  Alle liturgischen Einrichtungsgegenstände und alle anderen sakralen Gegenstände 

 müssen aus der Kirche entfernt und an einem würdigen Ort aufbewahrt werden. Sie 

 können an einem anderen Ort ihrer Bestimmung gemäß verwendet werden entsprechend 

 den Festlegungen im Verzeichnis des Profanierungsinventars. 
 

Diese Urkunde wird in dreifacher Ausfertigung erstellt. 

 

Speyer, 22. August 2025 

 + Dr. Karl-Heinz Wiesemann 

 Bischof von Speyer 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gemäß can. 1734 §§ 1 und 2 CIC kann innerhalb von zehn Tagen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt die 

Abänderung oder die Rücknahme dieses Dekrets beantragt werden. Der Antrag ist zu richten an den Bischof von 

Speyer, Domplatz 2, 67346 Speyer. 

 

 

Dienstnachrichten 

 

Ernennung 

Bischof Dr. Karl-Heinz Wiesemann hat Pfarrer Matthias Schmitt  mit Wirkung vom 1. September 2025 

zum Administrator der Pfarrei Haßloch Hl. Klara von Assisi benannt. 

 

Teilversetzung 

Pastoralreferentin Ute Garth wurde mit Wirkung vom 1. August 2025 zusätzlich der Pionierstelle für 

sozialraumorientierte Büchereiarbeit zugewiesen 

 

Ausscheiden aus dem Dienst 

Dr. Sylwester Gorczyca, zuletzt Pfarrei Hl. Edith Stein Ludwigshafen, ist zum 30. Juni 2025 aus dem 

Dienst der Diözese ausgeschieden. 

Diakon Hartwig Maas, Pfarrei Maria Himmelfahrt Landau, scheidet zum 31. August 2025 aus dem 

Dienst der Diözese aus. 

Diakon Karl-Hermann Wadle, Pfarrei Hl. Laurentius Herxheim, scheidet zum 31. August 2025 aus 

dem Dienst der Diözese aus. 
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